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(Gesetzgebungsakte) 

RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2012/33/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 21. November 2012 

zur Änderung der Richtlinie 1999/32/EG des Rates hinsichtlich des Schwefelgehalts von 
Schiffskraftstoffen 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 192 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die na­
tionalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Eines der Ziele der Umweltpolitik der Union, wie sie in 
den Umweltaktionsprogrammen und insbesondere dem 
mit Beschluss Nr. 1600/2002/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ) angenommenen sechsten Um­
weltaktionsprogramm beschrieben ist, besteht darin, eine 
Luftqualität zu erreichen, die keine erheblichen negativen 
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und die 
Umwelt hat und keine entsprechenden Gefahren ver­
ursacht. 

(2) Nach Artikel 191 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeits­
weise der Europäischen Union (AEUV) zielt die Umwelt­
politik der Union unter Berücksichtigung der 

unterschiedlichen Gegebenheiten in den einzelnen Regio­
nen der Union auf ein hohes Schutzniveau ab. 

(3) In der Richtlinie 1999/32/EG des Rates vom 26. April 
1999 über eine Verringerung des Schwefelgehalts be­
stimmter flüssiger Kraft- oder Brennstoffe ( 4 ) werden 
Grenzwerte für den Schwefelgehalt von in der Union 
verwendetem Schweröl, Gasöl, Gasöl für den Seeverkehr 
und Schiffsdiesel festgelegt. 

(4) Die durch die Verbrennung von Schiffskraftstoffen mit 
hohem Schwefelgehalt verursachten Emissionen der 
Schifffahrt tragen zur Luftverunreinigung durch Schwefel­
dioxid und Partikel bei, die der menschlichen Gesundheit 
und der Umwelt schaden und zu sauren Niederschlägen 
beitragen. Ohne die in dieser Richtlinie vorgesehenen 
Maßnahmen würde die Schifffahrt bald mehr Emissionen 
verursachen als alle Quellen an Land zusammen. 

(5) Die durch Schiffe an Liegeplätzen verursachte Luftver­
schmutzung ist eine große Sorge für viele Hafenstädte, 
die sich um die Einhaltung der Grenzwerte der Union im 
Zusammenhang mit der Luftqualität bemühen. 

(6) Die Mitgliedstaaten sollten die Nutzung landseitiger Elek­
trizität fördern, weil die Stromversorgung von Schiffen 
derzeit in der Regel durch Hilfsmotoren erfolgt. 

(7) Gemäß der Richtlinie 1999/32/EG legt die Kommission 
dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht 
über die Durchführung jener Richtlinie und gegebenen­
falls zusammen mit ihrem Bericht Änderungsvorschläge 
vor, insbesondere im Hinblick auf die Senkung der 
Schwefelgrenzwerte für Schiffskraftstoffe, die in SOx- 
Emissions-Überwachungsgebieten verwendet werden, 
und im Einklang mit den Arbeiten der Internationalen 
Seeschifffahrtsorganisation (IMO).
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(8) Im Jahr 2008 verabschiedete die IMO eine Entschließung 
zur Änderung von Anlage VI zum Protokoll von 1997 
zur Änderung des Internationalen Übereinkommens von 
1973 zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch 
Schiffe in der Fassung des Protokolls von 1978 zu die­
sem Übereinkommen (nachstehend „MARPOL-Überein­
kommen“). Die revidierte Anlage VI zum MARPOL-Über­
einkommen ist am 1. Juli 2010 in Kraft getreten. 

(9) Die revidierte Anlage VI zum MARPOL-Übereinkommen 
sieht unter anderem verschärfte Schwefelgrenzwerte für 
Schiffskraftstoffe in SOx-Emissions-Überwachungsgebie­
ten (1,00 % ab 1. Juli 2010 und 0,10 % ab 1. Januar 
2015) sowie in Seegebieten außerhalb der SOx-Emis­
sions-Überwachungsgebiete (3,50 % ab 1. Januar 2012 
und — im Prinzip — 0,50 % ab 1. Januar 2020) vor. 
Die meisten Mitgliedstaaten müssen gemäß ihren interna­
tionalen Verpflichtungen Schiffen in SOx-Emissions- 
Überwachungsgebieten ab 1. Juli 2010 die Verwendung 
von Kraftstoffen mit einem maximalen Schwefelgehalt 
von 1,00 % vorschreiben. Um die Übereinstimmung 
mit internationalem Recht zu gewährleisten und in der 
Union eine ordnungsgemäße Durchsetzung der neuen 
global festgesetzten Normwerte für den Schwefelgehalt 
sicherzustellen, sollten die Bestimmungen der Richtlinie 
1999/32/EG an die revidierte Anlage VI zum MARPOL- 
Übereinkommen angeglichen werden. Um eine Mindest­
qualität von Kraftstoffen zu gewährleisten, die von den 
Schiffen zur Einhaltung der Kraftstoff- oder der Tech­
nologieauflagen verwendet werden, sollten Schiffskraft­
stoffe, deren Schwefelgehalt den allgemeinen Normwert 
von 3,50 Massenhundertteilen überschreitet, in der 
Union nicht verwendet werden dürfen, ausgenommen 
Kraftstoffe, mit denen Schiffe bebunkert werden, die Me­
thoden zur Verringerung der Emissionen mit Betrieb in 
geschlossenen Verfahren anwenden. 

(10) Änderungen der Anlage VI zum MARPOL-Übereinkom­
men in Bezug auf SOx-Emissions-Überwachungsgebiete 
sind nach den Verfahren der IMO möglich. Falls weitere 
Änderungen, einschließlich Ausnahmen, in Bezug auf die 
Anwendung der Grenzwerte der Anlage VI zum MAR­
POL-Übereinkommen eingeführt werden, sollte die Kom­
mission solche Änderungen prüfen und, soweit angemes­
sen, unverzüglich im Einklang mit dem AEUV den er­
forderlichen Vorschlag vorlegen, um die Richtlinie 
1999/32/EG in volle Übereinstimmung mit den IMO- 
Vorschriften über SOx-Emissions-Überwachungsgebiete 
zu bringen. 

(11) Die Ausweisung neuer Emissions-Überwachungsgebiete 
sollte dem Verfahren der IMO gemäß Anlage VI zum 
MARPOL-Übereinkommen unterliegen und sollte sich 
auf fundierte ökologische und wirtschaftliche Gründe 
und wissenschaftliche Daten stützen. 

(12) Nach Regel 18 der revidierten Anlage VI zum MARPOL- 
Übereinkommen sollten sich die Mitgliedstaaten bemü­
hen, für die Verfügbarkeit von Schiffskraftstoffen, die 
die Bestimmungen dieser Richtlinie erfüllen, zu sorgen. 

(13) Angesichts der weltweiten Bedeutung der Umweltpolitik 
und der Emissionen der Schifffahrt sollten auf interna­
tionaler Ebene ambitionierte Emissionsnormen festgelegt 
werden. 

(14) Fahrgastschiffe werden größtenteils in Häfen oder nahe 
der Küste eingesetzt und haben erhebliche Auswirkungen 

auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt. Zur 
Verbesserung der Luftqualität in Hafen- und Küstennähe 
müssen solche Schiffe Schiffskraftstoffe mit einem maxi­
malen Schwefelgehalt von 1,50 % verwenden, bis für alle 
Schiffe in den Hoheitsgewässern, ausschließlichen Wirt­
schaftszonen und Schadstoffkontrollgebieten der Mit­
gliedstaaten verschärfte Normwerte für den Schwefel­
gehalt gelten. 

(15) Gemäß Artikel 193 AEUV hindert diese Richtlinie die 
Mitgliedstaaten nicht daran, verstärkte Schutzmaßnahmen 
beizubehalten oder zu ergreifen, um eine frühzeitige Um­
setzung in Bezug auf den maximalen Schwefelgehalt von 
Schiffskraftstoffen zu fördern, beispielsweise durch Ein­
satz von Methoden zur Verringerung der Emissionen au­
ßerhalb der SOx-Emissions-Überwachungsgebiete. 

(16) Um den Übergang zu neuen Antriebstechnologien, mit 
denen die Emissionen im Seeverkehr weiter wesentlich 
reduziert werden können, zu erleichtern, sollte die Kom­
mission zusätzlich Möglichkeiten sondieren, die Verbrei­
tung gasbetriebener Schiffsmotoren zu ermöglichen und 
zu fördern. 

(17) Damit die Ziele der Richtlinie 1999/32/EG erreicht wer­
den, müssen die Verpflichtungen bezüglich des Schwefel­
gehalts von Schiffskraftstoffen ordnungsgemäß durch­
gesetzt werden. Die Erfahrungen bei der Durchführung 
der Richtlinie 1999/32/EG haben gezeigt, dass eine strik­
tere Überwachungs- und Durchsetzungsregelung erfor­
derlich ist, um die ordnungsgemäße Durchführung jener 
Richtlinie zu gewährleisten. Zu diesem Zweck müssen die 
Mitgliedstaaten dafür Sorge tragen, dass mit ausreichen­
der Häufigkeit und Genauigkeit Proben von in Verkehr 
gebrachten oder an Bord von Schiffen verwendeten 
Schiffskraftstoffen genommen und die Logbücher und 
Tanklieferscheine der Schiffe regelmäßig überprüft wer­
den. Außerdem müssen die Mitgliedstaaten eine Regelung 
für wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Sank­
tionen bei Verstößen gegen die Bestimmungen der Richt­
linie 1999/32/EG einführen. Um die Transparenz der 
Informationen zu verbessern, sollte außerdem vorgesehen 
werden, dass das Register der lokalen Lieferanten von 
Schiffskraftstoffen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
wird. 

(18) Es hat sich gezeigt, dass die Berichterstattung der Mit­
gliedstaaten im Rahmen der Richtlinie 1999/32/EG auf­
grund des Fehlens von harmonisierten und hinreichend 
genauen Bestimmungen zu Inhalt und Format der Be­
richte der Mitgliedstaaten nicht ausreicht, um die Einhal­
tung der genannten Richtlinie überprüfen zu können. Es 
müssen daher detailliertere Vorgaben für den Inhalt und 
das Format des Berichts festgelegt werden, um eine stär­
ker harmonisierte Berichterstattung sicherzustellen. 

(19) Aufgrund der Verabschiedung der Richtlinie 2010/75/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. No­
vember 2010 über Industrieemissionen (integrierte Ver­
meidung und Verminderung der Umweltverschmut­
zung) ( 1 ), mit der die Rechtsvorschriften der Union über 
Industrieemissionen neu gefasst wurden, müssen die den 
maximalen Schwefelgehalt von Schwerölen betreffenden 
Bestimmungen der Richtlinie 1999/32/EG geändert wer­
den.

DE L 327/2 Amtsblatt der Europäischen Union 27.11.2012 

( 1 ) ABl. L 334 vom 17.12.2010, S. 17.



(20) Die Einhaltung der niedrigen Schwefelgrenzwerte für 
Schiffskraftstoffe insbesondere in den SOx-Emissions- 
Überwachungsgebieten kann zumindest kurzfristig zu ei­
nem erheblichen Anstieg der Preise für solche Kraftstoffe 
führen und sich nachteilig auf die Wettbewerbsfähigkeit 
des Kurzstreckenseeverkehrs gegenüber anderen Ver­
kehrsträgern sowie auf die Wettbewerbsfähigkeit der In­
dustrie in den an SOx-Emissions-Überwachungsgebiete 
angrenzenden Ländern auswirken. Es müssen geeignete 
Lösungen gefunden werden, um die Befolgungskosten 
für die betroffenen Branchen zu senken, indem beispiels­
weise alternative Verfahren zur Einhaltung der Bedingun­
gen gestattet werden, die kostengünstiger sind als die 
Einhaltung der Kraftstoffauflagen, und erforderlichenfalls 
Unterstützung bereitgestellt wird. Die Kommission wird 
—unter anderem anhand der Berichte der Mitgliedstaaten 
— genau beobachten, wie sich die Einhaltung der neuen 
Kraftstoffqualitätsnormen durch die Schifffahrt auf diesen 
Sektor auswirkt, insbesondere in Bezug auf eine etwaige 
Verlagerung vom Seeverkehr auf den Landverkehr, und 
gegebenenfalls geeignete Abhilfemaßnahmen vorschlagen. 

(21) Die Begrenzung einer Verlagerung vom Seeverkehr auf 
den Landverkehr ist wichtig, weil ein Anwachsen des 
Anteils des Straßengüterverkehrs am Warentransport in 
vielen Fällen den klimaschutzpolitischen Zielen der 
Union zuwiderlaufen und vermehrte Staubildung bewir­
ken würde. 

(22) Die Kosten der zusätzlichen Anforderungen an die Ver­
ringerung der Schwefeldioxidemissionen könnten eine 
Verlagerung vom Seeverkehr auf den Landverkehr und 
nachteilige Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit 
der Wirtschaftszweige herbeiführen. Die Kommission 
sollte Instrumente wie Marco Polo und das transeuropäi­
sche Verkehrsnetz umfassend zur gezielten Unterstützung 
nutzen, damit die Gefahr einer Verlagerung auf andere 
Verkehrsträger minimiert wird. Die Mitgliedstaaten kön­
nen es für notwendig erachten, im Einklang mit den 
geltenden Vorschriften über staatliche Beihilfen den von 
dieser Richtlinie betroffenen Wirtschaftsteilnehmern Un­
terstützung zu gewähren. 

(23) Die Mitgliedstaaten können im Einklang mit den gelten­
den Leitlinien für staatliche Umweltschutzbeihilfen und 
unbeschadet künftiger Änderungen dieser Leitlinien den 
von dieser Richtlinie betroffenen Wirtschaftsteilnehmern 
staatliche Beihilfen, einschließlich Beihilfen zur Nachrüs­
tung bestehender Schiffe, gewähren, wenn solche Maß­
nahmen als mit dem Binnenmarkt vereinbar im Sinn der 
Artikel 107 und 108 AEUV angesehen werden, insbeson­
dere vor dem Hintergrund der geltenden Leitlinien über 
staatliche Beihilfen für den Umweltschutz. In diesem Zu­
sammenhang kann die Kommission berücksichtigen, dass 
der Einsatz bestimmter emissionsmindernder Verfahren 
über die Anforderungen dieser Richtlinie hinausgeht, in­
dem er nicht nur die Verringerung von Schwefeldioxid­
emissionen, sondern auch die anderer Emissionen be­
wirkt. 

(24) Der Zugang zu emissionsmindernden Verfahren sollte 
erleichtert werden. Diese Verfahren können Emissions­
minderungen bewirken, die zumindest gleich groß oder 
sogar größer sind als diejenigen, die sich durch den 

Einsatz von schwefelarmen Kraftstoffen erzielen lassen, 
sofern diese Verfahren keine signifikanten negativen Aus­
wirkungen auf die Umwelt wie etwa die Meeresökosys­
teme haben und ihre Ausarbeitung geeigneten Genehmi­
gungs- und Kontrollmechanismen unterliegt. Die bereits 
bekannten alternativen Verfahren wie beispielsweise der 
Einsatz von Abgaswäschern an Bord oder die Mischung 
von Kraftstoff und verflüssigtem Erdgas (LNG) oder der 
Einsatz von Biokraftstoffen sollten in der Union an­
erkannt werden. Außerdem müssen die Erprobung und 
Entwicklung neuer emissionsmindernder Verfahren geför­
dert werden, um unter anderem eine Verlagerung vom 
Seeverkehr auf den Landverkehr zu begrenzen. 

(25) Emissionsmindernde Verfahren können wesentliche Emis­
sionsminderungen bewirken. Daher sollte die Kommis­
sion die Erprobung und Entwicklung solcher Technolo­
gien fördern, unter anderem indem sie die Einrichtung 
eines gemeinsam mit der Industrie finanzierten Pro­
gramms in Betracht zieht, das auf den Grundsätzen ähn­
licher Programme, wie der Initiative „Clean Sky“, aufbaut. 

(26) Die Kommission sollte in Zusammenarbeit mit den Mit­
gliedstaaten und den Interessenträgern die Maßnahmen 
weiterentwickeln, die in dem Arbeitsdokument der Kom­
missionsdienststellen vom 16. September 2011 mit dem 
Titel „Pollutant emission reduction from maritime trans­
port and the sustainable waterborne transport toolbox“ 
vorgestellt werden. 

(27) Durch alternative Emissionsminderungsverfahren, wie sie 
bestimmte Arten von Abgasreinigungsanlagen ermögli­
chen, könnten Abfallprodukte entstehen, die ordnungs­
gemäß behandelt und nicht ins Meer eingeleitet werden 
sollten. In Erwartung der Überarbeitung der Richtlinie 
2000/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. November 2000 über Hafenauffangeinrichtun­
gen für Schiffsabfälle und Ladungsrückstände ( 1 ) sollten 
die Mitgliedstaaten entsprechend ihren internationalen 
Verpflichtungen dafür sorgen, dass Hafenauffangeinrich­
tungen verfügbar sind, die dem Bedarf von Schiffen mit 
Abgasreinigungssystemen gerecht werden. Bei der Über­
arbeitung der Richtlinie 2000/59/EG sollte die Kommis­
sion die Möglichkeit prüfen, Rückstände aus Abgasrei­
nigungssystemen in die in der genannten Richtlinie ent­
haltene grundsätzliche Regelung einzubeziehen, wonach 
im Rahmen der Hafengebühren keine gesonderten Ge­
bühren für Schiffsabfälle erhoben werden. 

(28) Die Kommission sollte im Zuge der Überarbeitung ihrer 
Politik zur Luftqualität im Jahr 2013 prüfen, wie die 
Luftverschmutzung, einschließlich in den Hoheitsgewäs­
sern der Mitgliedstaaten, verringert werden kann. 

(29) Für die Durchführung der Richtlinie 1999/32/EG sind 
wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Sanktio­
nen von Bedeutung. Die Mitgliedstaaten sollten im Rah­
men dieser Sanktionen Geldbußen vorsehen, die so be­
rechnet sind, dass den Verantwortlichen zumindest der 
wirtschaftliche Gewinn aus ihren Verstößen entzogen 
wird, und die sich bei wiederholten Verstößen stufen­
weise erhöhen. Die Mitgliedstaaten sollten der Kommis­
sion die Bestimmungen über Sanktionen mitteilen.
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(30) Der Kommission sollte die Befugnis übertragen werden, 
gemäß Artikel 290 AEUV Rechtsakte zu erlassen, mit 
denen zur Anpassung der Vorschriften der Richtlinie 
1999/32/EG an den wissenschaftlichen und technischen 
Fortschritt, und um eine genaue Übereinstimmung mit 
den einschlägigen Instrumenten der IMO sicherzustellen, 
gleichwertige Emissionswerte bei emissionsmindernden 
Verfahren und die Kriterien für den Einsatz dieser Ver­
fahren geändert sowie zur Anpassung der Vorschriften 
der Richtlinie 1999/32/EG an den wissenschaftlichen 
und technischen Fortschritt Artikel 2 Nummern 1, 2, 
3, 3a, 3b und 4, Artikel 6 Absatz 1a und Artikel 6 
Absatz 2 jener Richtlinie geändert werden. Es ist von 
besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge 
ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, 
auch auf der Ebene von Sachverständigen, durchführt. 
Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter 
Rechtsakte sollte die Kommission gewährleisten, dass 
die einschlägigen Dokumente dem Europäischen Par­
lament und dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig und auf an­
gemessene Weise übermittelt werden. 

(31) Zur Gewährleistung einheitlicher Bedingungen für die 
Durchführung der Richtlinie 1999/32/EG sollten der 
Kommission Durchführungsbefugnisse übertragen wer­
den. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Ver­
ordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Fest­
legung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach 
denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durch­
führungsbefugnisse durch die Kommission kontrollie­
ren ( 1 ), ausgeübt werden. 

(32) Der Ausschuss für die Sicherheit im Seeverkehr und die 
Vermeidung von Umweltverschmutzung durch Schiffe, 
der mit der Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 5. November 
2002 zur Einsetzung eines Ausschusses für die Sicherheit 
im Seeverkehr und die Vermeidung von Umweltver­
schmutzung durch Schiffe (COSS) ( 2 ) eingesetzt wurde, 
sollte die Kommission bei der Genehmigung von emis­
sionsmindernden Verfahren unterstützen, die nicht unter 
die Richtlinie 96/98/EG des Rates vom 20. Dezember 
1996 über Schiffsausrüstung ( 3 ) fallen. 

(33) Gemäß der Gemeinsamen Politischen Erklärung vom 
28. September 2011 der Mitgliedstaaten und der Kom­
mission zu Erläuternde Dokumente ( 4 ) haben sich die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, in begründeten Fällen zusätz­
lich zur Mitteilung ihrer Umsetzungsmaßnahmen ein 
oder mehrere Dokumente zu übermitteln, in denen der 
Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer Richt­
linie und den entsprechenden Teilen innerstaatlicher Um­
setzungsinstrumente erläutert wird. In Bezug auf diese 
Richtlinie hält der Gesetzgeber die Übermittlung derarti­
ger Dokumente für gerechtfertigt. 

(34) Die Richtlinie 1999/32/EG sollte daher entsprechend ge­
ändert werden — 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Änderungen der Richtlinie 1999/32/EG 

Die Richtlinie 1999/32/EG wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe h erhält folgende Fassung: 

„h) Kraft- oder Brennstoffe zur Verwendung an Bord von 
Schiffen, auf denen genehmigte emissionsmindernde 
Verfahren gemäß den Artikeln 4c und 4e eingesetzt 
werden, unbeschadet des Artikels 3a.“ 

2. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„1. ‚Schweröl‘ 

— jeden aus Erdöl gewonnenen flüssigen Kraft- 
oder Brennstoff — mit Ausnahme von Schiffs­
kraftstoffen —, der den Definitionen der KN- 
Codes 2710 19 51 bis 2710 19 68, 
2710 20 31, 2710 20 35 und 2710 20 39 ent­
spricht, oder 

— jeden aus Erdöl gewonnenen flüssigen Kraft- 
oder Brennstoff, mit Ausnahme der unter den 
Nummern 2 und 3 genannten Gasöle, der auf­
grund seines Destillationsbereichs unter die 
Schweröle fällt, die zur Verwendung als Kraft- 
oder Brennstoff bestimmt sind und bei deren 
Destillation bei 250 °C nach der ASTM-D86- 
Methode weniger als 65 Raumhundertteile (ein­
schließlich Destillationsverlusten) übergehen. 
Kann die Destillation nicht anhand der ASTM- 
D86-Methode bestimmt werden, wird das Erd­
ölerzeugnis ebenfalls als Schweröl eingestuft; 

2. ‚Gasöl‘ 

— jeden aus Erdöl gewonnenen flüssigen Kraft- 
oder Brennstoff — mit Ausnahme von Schiffs­
kraftstoffen —, der den Definitionen der KN- 
Codes 2710 19 25, 2710 19 29, 2710 19 47, 
2710 19 48, 2710 20 17 oder 2710 20 19 ent­
spricht, oder 

— jeden aus Erdöl gewonnenen flüssigen Kraft- 
oder Brennstoff — mit Ausnahme von Schiffs­
kraftstoffen —, bei dessen Destillation bei 250 
°C nach der ASTM-D86-Methode weniger als 
65 Raumhundertteile (einschließlich Destillati­
onsverlusten) und bei 350 °C mindestens 85 
Raumhundertteile (einschließlich Destillations­
verlusten) übergehen. 

Dieselkraftstoffe im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 der 
Richtlinie 98/70/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. Oktober 1998 über die Qualität 
von Otto- und Dieselkraftstoffen (*) fallen nicht unter 
diese Begriffsbestimmung. Kraftstoffe für mobile Maschi­
nen und Geräte sowie für landwirtschaftliche Zug­
maschinen fallen ebenfalls nicht unter diese Begriffs­
bestimmung; 
___________ 
(*) ABl. L 350 vom 28.12.1998, S. 58.“
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b) Die Nummern 3a und 3b erhalten folgende Fassung: 

„3a) ‚Schiffsdiesel‘ jeden Schiffskraftstoff gemäß der De­
finition für die Güteklasse DMB nach Tabelle I der 
ISO-Norm 8217 ohne Berücksichtigung der Be­
zugnahme auf den Schwefelgehalt; 

3b) ‚Gasöl für den Seeverkehr‘ jeden Schiffskraftstoff 
gemäß der Definition für die Güteklassen DMX, 
DMA und DMZ nach Tabelle I der ISO-Norm 
8217 ohne Berücksichtigung der Bezugnahme 
auf den Schwefelgehalt;“. 

c) Nummer 3m erhält folgende Fassung: 

„3m) ‚emissionsminderndes Verfahren‘ alle zum Einbau 
in ein Schiff bestimmten Einrichtungen, Werk­
stoffe, Vorrichtungen oder Geräte oder anderen 
Verfahren, alternativen Kraftstoffe oder Einhal­
tungsverfahren, die alternativ zu die Anforderun­
gen dieser Richtlinie erfüllenden schwefelarmen 
Schiffskraftstoffen eingesetzt werden, verifizierbar 
und quantifizierbar sind und durchgesetzt werden 
können;“. 

3. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Schweröle, 
deren Schwefelgehalt 1 Massenhundertteil überschreitet, 
in ihrem Hoheitsgebiet nicht verwendet werden. 

(2) Bis 31. Dezember 2015 gilt Absatz 1 vorbehalt­
lich einer geeigneten Überwachung der Emissionen 
durch die zuständigen Behörden nicht für Schweröle, die 

a) in den von der Richtlinie 2001/80/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 
2001 zur Begrenzung von Schadstoffemissionen 
von Großfeuerungsanlagen in die Luft (*) erfassten 
Feuerungsanlagen verwendet werden, die unter Arti­
kel 4 Absatz 1 oder 2 oder Artikel 4 Absatz 3 Buch­
stabe a jener Richtlinie fallen und die in jener Richt­
linie genannten Schwefeldioxidemissionsgrenzwerte 
für derartige Anlagen einhalten; 

b) in den von der Richtlinie 2001/80/EG erfassten Feue­
rungsanlagen verwendet werden, die unter Artikel 4 
Absatz 3 Buchstabe b und Artikel 4 Absatz 6 jener 
Richtlinie fallen und deren gemittelte monatliche 
Schwefeldioxidemissionen 1 700 mg/Nm 3 bei einem 
Sauerstoffgehalt des Rauchgases von 3 Volumenhun­
dertteilen im trockenen Bezugszustand nicht über­
schreiten; 

c) in nicht unter Buchstabe a oder b fallenden Feue­
rungsanlagen verwendet werden, deren gemittelte 
monatliche Schwefeldioxidemissionen 1 700 mg/ 
Nm 3 bei einem Sauerstoffgehalt des Rauchgases 
von 3 Volumenhundertteilen im trockenen Bezugs­
zustand nicht überschreiten; 

d) für die Verfeuerung in Raffinerien bestimmt sind, 
wenn die über alle Feuerungsanlagen der Raffinerie 
— ausgenommen Feuerungsanlagen gemäß den 
Buchstaben a und b sowie Gasturbinen und Gas­
motoren — gemittelten monatlichen Schwefeldioxid­
emissionen unabhängig vom Brennstoff oder von der 
Brennstoffkombination 1 700 mg/Nm 3 bei einem 
Sauerstoffgehalt des Rauchgases von 3 Volumenhun­
dertteilen im trockenen Bezugszustand nicht über­
schreiten. 

(3) Ab 1. Januar 2016 gilt Absatz 1 vorbehaltlich 
einer geeigneten Überwachung der Emissionen durch 
die zuständigen Behörden nicht für Schweröle, die 

a) in den von Kapitel III der Richtlinie 2010/75/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates (**) erfassten 
Feuerungsanlagen verwendet werden, die die in An­
hang V jener Richtlinie genannten Schwefeldioxid­
emissionsgrenzwerte für derartige Anlagen einhalten 
oder — falls diese Emissionsgrenzwerte nach Maß­
gabe jener Richtlinie keine Anwendung finden — 
deren gemittelte monatliche Schwefeldioxidemissio­
nen 1 700 mg/Nm 3 bei einem Sauerstoffgehalt des 
Rauchgases von 3 Volumenhundertteilen im trocke­
nen Bezugszustand nicht überschreiten; 

b) in nicht unter Buchstabe a fallenden Feuerungsanla­
gen verwendet werden, deren gemittelte monatliche 
Schwefeldioxidemissionen 1 700 mg/Nm 3 bei einem 
Sauerstoffgehalt des Rauchgases von 3 Volumenhun­
dertteilen im trockenen Bezugszustand nicht über­
schreiten; 

c) für die Verfeuerung in Raffinerien bestimmt sind, 
wenn die über alle Feuerungsanlagen der Raffinerie 
— ausgenommen Feuerungsanlagen gemäß Buch­
stabe a sowie Gasturbinen und Gasmotoren — ge­
mittelten monatlichen Schwefeldioxidemissionen un­
abhängig vom Brennstoff oder von der Brennstoff­
kombination 1 700 mg/Nm 3 bei einem Sauerstoff­
gehalt des Rauchgases von 3 Volumenhundertteilen 
im trockenen Bezugszustand nicht überschreiten. 

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnah­
men, um sicherzustellen, dass Feuerungsanlagen, in de­
nen Schweröle mit einem höheren als dem in Absatz 1 
genannten Schwefelgehalt verwendet werden, nicht ohne 
eine von einer zuständigen Behörde ausgestellte Geneh­
migung betrieben werden, in der die Emissionsgrenz­
werte festgelegt sind. 

___________ 
(*) ABl. L 309 vom 27.11.2001, S. 1. 

(**) ABl. L 334 vom 17.12.2010, S. 17.“
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b) Absatz 3 wird gestrichen. 

4. Folgender Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 3a 

Maximaler Schwefelgehalt von Schiffskraftstoffen 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Schiffskraftstoffe, 
deren Schwefelgehalt 3,50 Massenhundertteile überschreitet, 
in ihrem Hoheitsgebiet nicht verwendet werden, ausgenom­
men Kraftstoffe, mit denen Schiffe bebunkert werden, die 
die in Artikel 4c vorgesehenen emissionsmindernden Ver­
fahren mit Betrieb in geschlossenen Systemen anwenden.“ 

5. Artikel 4 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Gasöl, dessen 
Schwefelgehalt 0,10 Massenhundertteile überschreitet, in 
ihrem Hoheitsgebiet nicht verwendet wird.“ 

6. Artikel 4a wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Maximaler Schwefelgehalt von Schiffskraftstoffen zur 
Verwendung in den Hoheitsgewässern, in ausschließ­
lichen Wirtschaftszonen und in Schadstoffkontrollgebie­
ten der Mitgliedstaaten, einschließlich SOx-Emissions- 
Überwachungsgebieten, sowie in Fahrgastschiffen im Li­
nienverkehr von oder nach einem Hafen der Union“; 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass in den Teilen ihrer 
Hoheitsgewässer, ausschließlichen Wirtschaftszonen und 
Schadstoffkontrollgebiete, die in einem SOx-Emissions- 
Überwachungsgebiet liegen, keine Schiffskraftstoffe ver­
wendet werden, deren Schwefelgehalt folgende Werte 
überschreitet: 

a) 1,00 Massenhundertteile bis 31. Dezember 2014; 

b) 0,10 Massenhundertteile ab 1. Januar 2015. 

Dieser Absatz gilt für Schiffe aller Flaggen einschließlich 
Schiffen, die ihre Fahrt außerhalb der Union angetreten 
haben. Die Kommission berücksichtigt in gebührendem 
Umfang künftige Änderungen der in SOx-Emissions- 
Überwachungsgebieten geltenden Anforderungen der 
Anlage VI zum MARPOL-Übereinkommen und legt ge­
gebenenfalls relevante Vorschläge zur entsprechenden 
Änderung dieser Richtlinie unverzüglich vor.“ 

c) Folgender Absatz wird eingefügt: 

„(1a) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass in ihren Hoheits­
gewässern, ausschließlichen Wirtschaftszonen und 

Schadstoffkontrollgebieten keine Schiffskraftstoffe ver­
wendet werden, deren Schwefelgehalt folgende Werte 
überschreitet: 

a) 3,50 Massenhundertteile ab 18. Juni 2014; 

b) 0,50 Massenhundertteile ab 1. Januar 2020. 

Dieser Absatz gilt unbeschadet der Absätze 1 und 4 
sowie des Artikels 4b für Schiffe aller Flaggen einschließ­
lich Schiffen, die ihre Fahrt außerhalb der Union an­
getreten haben.“ 

d) Die Absätze 4, 5, 6 und 7 werden durch folgende Ab­
sätze ersetzt: 

„(4) Die Mitgliedstaaten ergreifen bis zum 1. Januar 
2020 alle erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustel­
len, dass im Linienverkehr von oder zu einem Hafen der 
Union betriebene Fahrgastschiffe in ihren Hoheitsgewäs­
sern, ausschließlichen Wirtschaftszonen und Schadstoff­
kontrollgebieten außerhalb von SOx-Emissions-Über­
wachungsgebieten keine Schiffskraftstoffe verwenden, 
deren Schwefelgehalt 1,50 Massenhundertteile über­
schreitet. 

Die Mitgliedstaaten sind zumindest in Bezug auf Schiffe 
unter ihrer Flagge und auf Schiffe aller Flaggen während 
des Aufenthalts in ihren Häfen für die Durchsetzung 
dieser Vorschrift zuständig. 

(5) Die Mitgliedstaaten verlangen das ordnungsgemä­
ße Führen von Logbüchern mit Angaben zur Brennstoff­
umstellung. 

(5a) Die Mitgliedstaaten bemühen sich, für die Ver­
fügbarkeit von Schiffskraftstoffen, die die Bestimmungen 
dieser Richtlinie erfüllen, zu sorgen, und unterrichten die 
Kommission über die Verfügbarkeit solcher Schiffskraft­
stoffe in ihren Häfen und an ihren Terminals. 

(5b) Wenn ein Mitgliedstaat feststellt, dass ein Schiff 
die Normen für Schiffskraftstoffe, die den Anforderun­
gen dieser Richtlinie entsprechen, nicht erfüllt, ist die 
zuständige Behörde des Mitgliedstaats befugt, die Vor­
lage folgender Nachweise für das Schiff zu verlangen: 

a) Aufzeichnungen zu den Maßnahmen, die zur Einhal­
tung der Vorschriften getroffen wurden, 

b) Nachweise, die belegen, dass ausweislich des Routen­
plans versucht wurde, den Anforderungen dieser 
Richtlinie entsprechenden Schiffskraftstoff zu be­
schaffen, und, wenn dieser nicht planmäßig lieferbar 
war, Nachweise, die belegen, dass versucht wurde, 
Alternativen zur Versorgung mit solchem Schiffs­
kraftstoff zu finden, und dass trotz größter Bemü­
hungen um die Beschaffung von den Anforderungen 
dieser Richtlinie entsprechendem Schiffskraftstoffs 
kein solcher Kraftstoff zum Kauf zur Verfügung 
stand.
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Das Schiff ist nicht dazu verpflichtet, im Interesse der 
Einhaltung der Vorschriften vom vorgesehenen Kurs ab­
zuweichen oder die Weiterfahrt über Gebühr hinaus­
zuzögern. 

Erbringt ein Schiff die in Unterabsatz 1 genannten Be­
lege, berücksichtigt der jeweilige Mitgliedstaat alle ein­
schlägigen Begleitumstände und die vorgelegten Nach­
weise bei der Festlegung der in diesem Fall zu treffenden 
Maßnahmen; dazu gehört auch der Verzicht auf Kon­
trollmaßnahmen. 

Wenn ein Schiff keinen Schiffskraftstoff beschaffen 
kann, der den Anforderungen dieser Richtlinie ent­
spricht, setzt es seinen Flaggenstaat und die zuständige 
Behörde des jeweiligen Bestimmungshafens davon in 
Kenntnis. 

Die Hafenstaaten unterrichten die Kommission, wenn 
ein Schiff den Nachweis dafür erbracht hat, dass Schiffs­
kraftstoff, der den Anforderungen dieser Richtlinie ent­
spricht, nicht verfügbar war. 

(6) Die Mitgliedstaaten ergreifen in Übereinstimmung 
mit der Regel 18 der Anlage VI zum MARPOL-Über­
einkommen folgende Maßnahmen: 

a) sie führen ein öffentlich zugängliches Register der 
lokalen Lieferanten von Schiffskraftstoffen; 

b) sie stellen sicher, dass der Schwefelgehalt aller in 
ihrem Hoheitsgebiet verkauften Schiffskraftstoffe 
vom Lieferanten auf einem Tanklieferschein vermerkt 
wird, dem eine versiegelte, vom Vertreter des emp­
fangenden Schiffs gezeichnete Probe beigefügt ist; 

c) sie leiten geeignete Schritte gegen Lieferanten von 
Schiffskraftstoffen ein, die Kraftstoff geliefert haben, 
der nicht den Angaben auf dem Tanklieferschein ent­
spricht; 

d) sie stellen sicher, dass Abhilfemaßnahmen ergriffen 
werden, damit etwaige den Vorschriften nicht ent­
sprechende Schiffskraftstoffe den Vorschriften ange­
passt werden. 

(7) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Schiffsdie­
sel, dessen Schwefelgehalt 1,50 Massenhundertteile über­
schreitet, in ihrem Hoheitsgebiet nicht in Verkehr ge­
bracht wird.“ 

e) Absatz 8 wird gestrichen. 

7. Die Artikel 4b und 4c erhalten folgende Fassung: 

„Artikel 4b 

Schwefelhöchstgehalt von Schiffskraftstoffen für 
Schiffe an Liegeplätzen in Häfen der Union 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle erforderlichen Maß­
nahmen, um sicherzustellen, dass Schiffe am Liegeplatz in 
Häfen der Union keine Schiffskraftstoffe verwenden, deren 

Schwefelgehalt 0,10 Massenhundertteile überschreitet, wo­
bei der Besatzung ausreichend Zeit eingeräumt wird, so 
bald wie möglich nach der Ankunft am Liegeplatz und so 
spät wie möglich vor der Abfahrt die notwendige Kraftstoff­
umstellung vorzunehmen. 

Die Mitgliedstaaten verlangen, dass der Zeitpunkt der Kraft­
stoffumstellung in den Logbüchern festgehalten wird. 

(2) Absatz 1 gilt nicht 

a) für Schiffe, die sich nach den veröffentlichten Fahrplä­
nen voraussichtlich weniger als zwei Stunden am Lie­
geplatz befinden; 

b) für Schiffe, die am Liegeplatz in den Häfen alle Motoren 
abschalten und landseitige Elektrizität nutzen. 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Gasöl für den 
Seeverkehr, dessen Schwefelgehalt 0,10 Massenhundertteile 
überschreitet, in ihrem Hoheitsgebiet nicht in Verkehr ge­
bracht wird. 

Artikel 4c 

Emissionsmindernde Verfahren 

(1) Die Mitgliedstaaten gestatten vorbehaltlich der Absät­
ze 2 und 3 dieses Artikels die Anwendung von emissions­
mindernden Verfahren durch Schiffe aller Flaggen in ihren 
Häfen, Hoheitsgewässern, ausschließlichen Wirtschafts­
zonen und Schadstoffkontrollgebieten als Alternative zum 
Einsatz von Schiffskraftstoffen, die die Anforderungen der 
Artikel 4a und 4b erfüllen. 

(2) Schiffe, die emissionsmindernde Verfahren gemäß 
Absatz 1 anwenden, müssen kontinuierlich Verringerungen 
der Schwefeldioxidemissionen erreichen, die mindestens 
denjenigen entsprechen, die durch den Einsatz von Schiffs­
kraftstoffen erzielt worden wären, die die Anforderungen 
der Artikel 4a und 4b erfüllen. Entsprechende Emissions­
werte sind gemäß Anhang I festzulegen. 

(2a) Als alternative Maßnahme zur Verringerung der 
Emissionen fördern die Mitgliedstaaten die Nutzung von 
landseitigen Stromversorgungssystemen durch im Hafen lie­
gende Schiffe. 

(3) Die emissionsmindernden Verfahren gemäß Absatz 1 
müssen die Kriterien erfüllen, die in den Instrumenten ge­
mäß Anhang II festgelegt wurden. 

(4) Soweit es durch den wissenschaftlichen und tech­
nischen Fortschritt in Bezug auf alternative emissionsmin­
dernde Verfahren gerechtfertigt ist, und so, dass die genaue 
Übereinstimmung mit den einschlägigen von der IMO ver­
abschiedeten Instrumenten und Normen gewährleistet ist, 

a) wird der Kommission die Befugnis übertragen, gemäß 
Artikel 9a delegierte Rechtsakte zur Änderung der An­
hänge I und II zu erlassen;
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b) erlässt die Kommission gegebenenfalls Durchführungs­
rechtsakte zur Festlegung detaillierter Anforderungen 
an die Emissionsüberwachung. Diese Durchführungs­
rechtsakte werden gemäß dem in Artikel 9 Absatz 2 
genannten Prüfverfahren erlassen.“ 

8. Die folgenden Artikel werden eingefügt: 

„Artikel 4d 

Genehmigung von emissionsmindernden Verfahren 
zur Anwendung an Bord von Schiffen unter der 
Flagge eines Mitgliedstaats 

(1) Emissionsmindernde Verfahren, die in den Geltungs­
bereich der Richtlinie 96/98/EG des Rates (*) fallen, werden 
gemäß der genannten Richtlinie genehmigt. 

(2) Nicht unter Absatz 1 dieses Artikels fallende emis­
sionsmindernde Verfahren werden nach dem Verfahren ge­
mäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
2099/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. November 2002 zur Einsetzung eines Ausschusses 
für die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von 
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) (**) geneh­
migt, wobei Folgendes berücksichtigt wird: 

a) von der IMO ausgearbeitete Leitlinien; 

b) die Ergebnisse etwaiger gemäß Artikel 4e durchgeführter 
Versuche; 

c) Auswirkungen auf die Umwelt, einschließlich erreich­
barer Emissionsminderungen, und Auswirkungen auf 
die Ökosysteme in geschlossenen Häfen und Flussmün­
dungen; 

d) Durchführbarkeit der Überwachung und Überprüfung. 

Artikel 4e 

Erprobung neuer emissionsmindernder Verfahren 

Die Mitgliedstaaten können — gegebenenfalls in Zusam­
menarbeit mit anderen Mitgliedstaaten — Versuche mit 
emissionsmindernden Verfahren für Schiffe unter ihrer Flag­
ge oder in Seegebieten ihres Hoheitsbereichs genehmigen. 
Bei diesen Versuchen ist die Verwendung von Schiffskraft­
stoffen, die die Anforderungen der Artikel 4a und 4b er­
füllen, nicht obligatorisch, sofern 

a) die Kommission und jeder betroffene Hafenstaat min­
destens sechs Monate vor Beginn der Versuche schrift­
lich unterrichtet wird; 

b) die Versuchsgenehmigungen nicht länger als 18 Monate 
gelten; 

c) auf allen beteiligten Schiffen manipulationssichere Gerä­
te zur ununterbrochenen Überwachung der Schornstein­
emissionen angebracht und während des gesamten Ver­
suchszeitraums verwendet werden; 

d) auf allen beteiligten Schiffen Emissionsminderungen er­
zielt werden, die den Emissionsminderungen, die durch 
die in dieser Richtlinie festgelegten Grenzwerte für den 
Schwefelgehalt im Kraftstoff erzielt würden, zumindest 
gleichwertig sind; 

e) geeignete Abfallentsorgungssysteme für die Abfälle vor­
handen sind, die aufgrund der emissionsmindernden 
Verfahren während des Versuchszeitraums anfallen; 

f) während des Versuchszeitraums die Auswirkungen auf 
die Meeresumwelt, insbesondere die Ökosysteme in ge­
schlossenen Häfen und Flussmündungen, untersucht 
werden und 

g) die vollständigen Ergebnisse innerhalb von sechs Mona­
ten nach Beendigung der Versuche der Kommission 
übermittelt und öffentlich zugänglich gemacht werden. 

Artikel 4f 

Finanzielle Maßnahmen 

Die Mitgliedstaaten können finanzielle Maßnahmen zuguns­
ten der von dieser Richtlinie betroffenen Wirtschaftsteilneh­
mer ergreifen, soweit diese Maßnahmen mit den auf diesem 
Gebiet geltenden und noch zu erlassenden Vorschriften 
über staatliche Beihilfen in Einklang stehen. 

___________ 
(*) ABl. L 46 vom 17.2.1997, S. 25. 

(**) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“ 

9. Artikel 6 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 6 

Probenahmen und Analysen 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maß­
nahmen, um durch Probenahmen zu kontrollieren, ob der 
Schwefelgehalt der verwendeten Kraft- und Brennstoffe den 
Artikeln 3, 3a, 4, 4a und 4b entspricht. Die Probenahmen 
beginnen zu dem Zeitpunkt, zu dem der Grenzwert für den 
maximalen Schwefelgehalt des Kraft- oder Brennstoffs in 
Kraft tritt. Die Probenahmen müssen regelmäßig, mit aus­
reichender Häufigkeit und mit ausreichenden Mengen so 
vorgenommen werden, dass die Proben für den geprüften 
Kraft- oder Brennstoff sowie — im Fall von Schiffskraft­
stoffen — für den von Schiffen während ihres Aufenthalts 
in den betreffenden Seegebieten und Häfen verwendeten 
Kraftstoff repräsentativ sind. Die Proben sind unverzüglich 
zu analysieren. 

(1a) Die nachstehenden Mittel sind zur Probenahme, 
Analyse und Überprüfung von Schiffskraftstoffen einzuset­
zen: 

a) Überprüfung von Logbüchern und Tanklieferscheinen; 

und gegebenenfalls die nachstehenden Mittel zur Probenah­
me und Analyse:
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b) Probenahme während der Lieferung von Schiffskraftstoff 
zur Verfeuerung an Bord von Schiffen gemäß den am 
17. Juli 2009 durch die Entschließung 182(59) des Aus­
schusses für den Schutz der Meeresumwelt (MEPC für 
‚Marine Environment Protection Committee‘) der IMO 
angenommenen Leitlinien für die Entnahme von Kraft­
stoffproben zur Überprüfung der Einhaltung der revi­
dierten Anlage VI zum MARPOL-Übereinkommen (*) 
und Analyse des Schwefelgehalts; oder 

c) Probenahme und Analyse des Schwefelgehalts von zur 
Verfeuerung an Bord bestimmtem Schiffskraftstoff in 
Tanks, sofern technisch möglich und wirtschaftlich ver­
tretbar, und in verschlossenen Behältern an Bord von 
Schiffen. 

(1b) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, 
Durchführungsrechtsakte zu erlassen, die Folgendes betref­
fen: 

a) die Häufigkeit der Probenahmen; 

b) die Probenahmeverfahren; 

c) die Definition einer für den geprüften Brenn- oder Kraft­
stoff repräsentativen Probenahme. 

Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Ar­
tikel 9 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 

(2) Die Referenzmethode für die Bestimmung des 
Schwefelgehalts ist die ISO-Methode 8754 (2003) oder 
die Methode PrEN ISO 14596 (2007). 

Um festzustellen, ob ein an Schiffe gelieferter und an Bord 
von Schiffen verwendeter Schiffskraftstoff die in den Arti­
keln 3a, 4, 4a und 4b vorgeschriebenen Schwefelgrenzwer­
te einhält, wird das in Anhang VI zu Anlage VI zum MAR­
POL-Übereinkommen festgelegte Verfahren zur Kraftstoff­
überprüfung angewendet.“ 

10. Artikel 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Mitgliedstaaten legen der Kommission auf 
der Grundlage der Ergebnisse der Probenahmen, Ana­
lysen und Überprüfungen gemäß Artikel 6 jährlich bis 
zum 30. Juni einen Bericht über die Einhaltung der in 
dieser Richtlinie festgelegten Normwerte für den Schwe­
felgehalt für das vorangegangene Jahr vor. 

Binnen 12 Monaten ab dem in Unterabsatz 1 dieses 
Absatzes genannten Datum veröffentlicht die Kommis­
sion einen Bericht über die Durchführung dieser Richt­
linie auf der Grundlage der gemäß Unterabsatz 1 

vorgelegten Berichte und der Mitteilungen über die Ver­
fügbarkeit von den Anforderungen dieser Richtlinie ent­
sprechenden Schiffskraftstoffen, die die Mitgliedstaaten 
nach Artikel 4a Absatz 5b Unterabsatz 5 vorzulegen 
haben. Die Kommission bewertet die Notwendigkeit ei­
ner weiteren Verschärfung der einschlägigen Bestim­
mungen dieser Richtlinie und schlägt entsprechende 
Rechtsakte vor.“ 

b) Folgender Absatz wird eingefügt: 

„(1a) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, 
Durchführungsrechtsakte über die in den Bericht auf­
zunehmenden Angaben und das Berichtsformat zu er­
lassen. Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß 
dem in Artikel 9 Absatz 2 genannten Prüfverfahren 
erlassen.“ 

c) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„(2) Die Kommission legt dem Europäischen Par­
lament und dem Rat bis 31. Dezember 2013 einen 
Bericht vor, dem gegebenenfalls Legislativvorschläge bei­
zufügen sind. In ihrem Bericht untersucht sie das Poten­
zial für Verringerungen der Luftbelastung und berück­
sichtigt dabei unter anderem die gemäß den Absätzen 1 
und 1a erstellten Jahresberichte, die beobachtete Ent­
wicklung der Luftqualität und der Versauerung, die 
Kraftstoffkosten, die möglichen wirtschaftlichen Auswir­
kungen und die beobachtete Verlagerung auf andere 
Verkehrsträger sowie die Fortschritte bei der Verringe­
rung der Emissionen von Schiffen. 

(3) Die Kommission konzipiert in Zusammenarbeit 
mit den Mitgliedstaaten und den Interessenträgern bis 
31. Dezember 2012 Maßnahmen zur Förderung der 
Einhaltung der Umweltnormen dieser Richtlinie und 
zur Minimierung der möglichen nachteiligen Auswir­
kungen, einschließlich solcher Maßnahmen, die in dem 
Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen vom 
16. September 2011 mit dem Titel ‚Pollutant emission 
reduction from maritime transport and the sustainable 
waterborne transport toolbox‘ vorgestellt werden.“ 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, 
gemäß Artikel 9a delegierte Rechtsakte zur Anpassung 
von Artikel 2 Nummern 1, 2, 3, 3a, 3b und 4, Artikel 6 
Absatz 1a und Artikel 6 Absatz 2 an den wissenschaft­
lichen und technischen Fortschritt zu erlassen. Diese 
Anpassungen dürfen keine unmittelbaren Änderungen 
des Geltungsbereichs dieser Richtlinie oder der in dieser 
Richtlinie festgelegten Grenzwerte für Schwefel in Kraft­
stoffen mit sich bringen.“ 

11. Artikel 8 wird gestrichen.
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12. Artikel 9 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 9 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unter­
stützt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Fest­
legung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen 
die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungs­
befugnisse durch die Kommission kontrollieren (*). 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt 
Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

Gibt der Ausschuss keine Stellungnahme ab, so erlässt die 
Kommission den Durchführungsrechtsakt nicht und Arti­
kel 5 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 
182/2011 findet Anwendung. 

___________ 
(*) ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13.“ 

13. Folgender Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 9a 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird 
der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten 
Bedingungen übertragen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte ge­
mäß Artikel 4c Absatz 4 und Artikel 7 Absatz 4 wird 
der Kommission für einen Zeitraum von fünf Jahren ab 
dem 17. Dezember 2012 übertragen. Die Kommission er­
stellt spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von 
fünf Jahren einen Bericht über die Befugnisübertragung. Die 
Befugnisübertragung verlängert sich stillschweigend um 
Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das Europäische Par­
lament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlänge­
rung spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeit­
raums. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 4c Absatz 4 
und Artikel 7 Absatz 4 kann vom Europäischen Parlament 
oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss 
über den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem 
Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach sei­
ner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
oder zu einem im Beschluss über den Widerruf angegebe­
nen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von 

delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird 
von dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt. 

(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt 
erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen 
Parlament und dem Rat. 

(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 4c Ab­
satz 4 und Artikel 7 Absatz 4 erlassen wurde, tritt nur in 
Kraft, wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat 
innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Übermittlung 
dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den 
Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser 
Frist das Europäische Parlament und der Rat beide der 
Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände er­
heben werden. Auf Initiative des Europäischen Parlaments 
oder des Rates wird diese Frist um drei Monate verlängert.“ 

14. Artikel 11 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 11 

Sanktionen 

(1) Die Mitgliedstaaten legen die Sanktionen fest, die bei 
einem Verstoß gegen die einzelstaatlichen Vorschriften zur 
Umsetzung dieser Richtlinie zu verhängen sind. 

(2) Die festgelegten Sanktionen müssen wirksam, ver­
hältnismäßig und abschreckend sein und können Geldbu­
ßen vorsehen, die so berechnet sind, dass den Verantwort­
lichen zumindest der wirtschaftliche Gewinn aus ihren Ver­
stößen entzogen wird, und die sich bei wiederholten Ver­
stößen stufenweise erhöhen.“ 

15. Der Anhang der Richtlinie 1999/32/EG erhält die Fassung 
des Anhangs dieser Richtlinie. 

Artikel 2 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie bis 18. Ju­
ni 2014 nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüg­
lich den Wortlaut dieser Rechtsvorschriften mit. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.
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Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft. 

Artikel 4 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Straßburg am 21. November 2012. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

A. D. MAVROYIANNIS
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ANHANG 

„ANHANG I 

FÜR EMISSIONSMINDERNDE VERFAHREN GELTENDE GLEICHWERTIGE EMISSIONSWERTE GEMÄß 
ARTIKEL 4c ABSATZ 2 

Schwefelgrenzwerte für Schiffskraftstoffe gemäß den Artikeln 4a und 4b sowie Regel 14 Nummern 1 und 4 von Anlage 
VI zum MARPOL-Übereinkommen sowie entsprechende Emissionswerte gemäß Artikel 4c Absatz 2 

Schwefelgehalt von Schiffskraftstoffen (% m/m) Verhältnis SO 2 -Emissionen (ppm)/CO 2 -Emissionen (% v/v) 

3,50 151,7 

1,50 65,0 

1,00 43,3 

0,50 21,7 

0,10 4,3 

Anmerkung: 

— Die Grenzwerte für das Verhältnis der Emissionen können nur bei Verwendung von Destillat- oder Rückstandskraft­
stoffen auf Erdölbasis angewendet werden. 

— In begründeten Fällen kann die CO 2 -Konzentration, wenn sie durch die Abgasreinigungsanlage gesenkt wird, am 
Einlasspunkt der Abgasreinigungsanlage gemessen werden, vorausgesetzt, dass die Korrektheit dieser Methode ein­
deutig nachweisbar ist.
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ANHANG II 

KRITERIEN GEMÄß ARTIKEL 4c ABSATZ 3 FÜR DIE ANWENDUNG EMISSIONSMINDERNDER 
VERFAHREN 

Die emissionsmindernden Verfahren gemäß Artikel 4c müssen mindestens den in den nachstehenden Instrumenten 
gegebenenfalls spezifizierten Kriterien entsprechen: 

Emissionsminderndes Verfahren Verwendungskriterien 

Mischung von Schiffskraftstoff und Ab­
dampf 

Beschluss 2010/769/EU der Kommission vom 13. Dezember 2010 über die 
Festlegung von Kriterien für den Einsatz von Technologien, die bei Flüssig­
gastankern eine Alternative zur Verwendung schwefelarmer Schiffskraftstoffe 
darstellen, die den Anforderungen des Artikels 4b der Richtlinie 1999/32/EG 
des Rates über eine Verringerung des Schwefelgehalts bestimmter flüssiger 
Kraft- oder Brennstoffe in der durch die Richtlinie 2005/33/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates über den Schwefelgehalt von Schiffskraftstof­
fen geänderten Fassung entsprechen ( 1 ). 

Abgasreinigungssysteme Entschließung MEPC.184(59), verabschiedet am 17. Juli 2009, 

„Waschwasser aus Abgasreinigungsanlagen, die Chemikalien, Zusätze und Zu­
bereitungen einsetzen, und vor Ort erzeugte relevante Chemikalien“ im Sinne 
der Nummer 10.1.6.1 der Entschließung MEPC.184(59) dürfen nicht ins Meer, 
einschließlich geschlossener Häfen und Flussmündungen, eingeleitet werden, 
wenn der Betreiber des Schiffes nicht nachweist, dass die Waschwassereinlei­
tung keine erheblichen negativen Auswirkungen auf die menschliche Gesund­
heit und die Umwelt hat und keine entsprechenden Gefahren verursacht. Han­
delt es sich bei der eingesetzten Chemikalie um Natronlauge, genügt es, dass 
das Waschwasser den Kriterien der Entschließung MEPC.184(59) entspricht 
und sein pH-Wert nicht mehr als 8,0 beträgt. 

Biokraftstoffe Einsatz von Biokraftstoffen gemäß der Definition in der Richtlinie 2009/28/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Förderung 
der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen ( 2 ), die den einschlägigen 
CEN- und ISO-Normen genügen. 

Mischungen von Biokraftstoffen und Schiffskraftstoffen müssen den Schwefel­
gehaltsnormen nach Artikel 3a, Artikel 4a Absätze 1, 1a und 4 und Artikel 4b 
dieser Richtlinie genügen. 

( 1 ) ABl. L 328 vom 14.12.2010, S. 15. 
( 2 ) ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 16.“
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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 1099/2012 DES RATES 

vom 26. November 2012 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 270/2011 des Rates über restriktive Maßnahmen gegen 
bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Ägypten 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 215 Absatz 2, 

gestützt auf den Beschluss 2011/172/GASP des Rates vom 
21. März 2011 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte 
Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der 
Lage in Ägypten ( 1 ), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen Kom­
mission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Durch die Verordnung (EU) Nr. 270/2011 des Rates ( 2 ) 
werden die im Beschluss 2011/172/GASP vorgesehenen 
Maßnahmen umgesetzt. 

(2) Der Beschluss 2012/723/GASP des Rates ( 3 ) sieht eine 
Änderung des Beschlusses 2011/172/GASP vor, um 
eine Freigabe eingefrorener Gelder und wirtschaftlicher 
Ressourcen zu ermöglichen, wenn diese benötigt werden, 
um einer in einem Mitgliedstaat ergangenen gerichtlichen 
oder berhördlichen Enscheidung oder einer in einem Mit­
gliedstaat vollstreckbaren gerichtlichen Entscheidung 
nachzukommen. 

(3) Artikel 9 der Verordnung (EU) Nr. 270/2011 betrifft die 
Übermittlung von Informationen durch Personen, Orga­
nisationen und Einrichtungen an die zuständige Behörde 
eines Mitgliedstaats, welche der Kommission zu übermit­
teln sind, um die Einhaltung der Verordnung zu erleich­
tern. Nach Artikel 9 Absatz 2 sind die übermittelten oder 
erhaltenen Informationen nur für die Zwecke zu verwen­
den, für die sie übermittelt oder entgegengenommen 
wurden. Dies sollte jedoch Mitgliedstaaten nicht davon 
abhalten, diese Informationen im Einklang mit ihrem na­
tionalen Recht mit den einschlägigen Behörden Ägyptens 
und anderer Mitgliedstaaten auszutauschen, wenn dies 
zur Unterstützung der Abschöpfung veruntreuter Ver­
mögenswerte erforderlich ist. 

(4) Die Verordnung (EU) Nr. 270/2011 sollte daher entspre­
chend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EU) Nr. 270/2011 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

(1) Abweichend von Artikel 2 können die zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten, die auf den in Anhang II auf­
geführten Websites angegeben sind, die Freigabe bestimmter 
eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen geneh­
migen, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegen­
stand einer schiedsgerichtlichen Entscheidung, die vor 
dem Datum ergangen ist, an dem die in Artikel 2 ge­
nannte natürliche oder juristische Person, Organisation 
oder Einrichtung in die Liste in Anhang I aufgenommen 
wurde, oder Gegenstand einer vor oder nach diesem Da­
tum in der Union ergangenen gerichtlichen oder behörd­
lichen Entscheidung oder einer vor oder nach diesem 
Datum in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren 
gerichtlichen Entscheidung; 

b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im 
Rahmen der anwendbaren Gesetze und sonstigen Rechts­
vorschriften über die Rechte des Gläubigers ausschließlich 
zur Erfüllung der Forderungen verwendet, die durch eine 
solche Entscheidung gesichert sind oder deren Bestehen in 
einer solchen Entscheidung bestätigt worden ist; 

c) die Entscheidung kommt nicht einer in Anhang I auf­
geführten natürlichen oder juristischen Person, Organisa­
tion oder Einrichtung zugute und 

d) die Anerkennung der Entscheidung steht nicht im Wider­
spruch zur öffentlichen Ordnung des betreffenden Mit­
gliedstaats.
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(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen 
Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach diesem 
Artikel erteilte Genehmigung.“ 

2. Artikel 6 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Artikel 2 Absatz 2 gilt nicht für die Gutschrift auf 
den eingefrorenen Konten von 

a) Zinsen oder sonstigen Erträgen dieser Konten oder 

b) Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder 
Verpflichtungen, die vor dem Datum, an dem die in Ar­
tikel 2 genannte natürliche oder juristische Person, Orga­
nisation oder Einrichtung in Anhang I aufgenommen 
wurde, geschlossen wurden beziehungsweise entstanden 
sind oder 

c) Zahlungen aufgrund von in der Union ergangenen oder 
in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren gericht­

lichen, behördlichen oder schiedsgerichtlichen Entschei­
dungen, 

sofern diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlungen nach 
Artikel 2 Absatz 1 eingefroren werden.“ 

3. In Artikel 9 wird folgender Absatz angefügt: 

„(3) Absatz 2 hindert Mitgliedstaaten nicht daran, diese 
Informationen im Einklang mit ihrem nationalen Recht mit 
den betreffenden Behörden Ägyptens und anderen Mitglied­
staaten auszutauschen, wenn dies zur Unterstützung der Ab­
schöpfung veruntreuter Vermögenswerte erforderlich ist.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Brüssel am 26. November 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

G. DEMOSTHENOUS
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VERORDNUNG (EU) Nr. 1100/2012 DES RATES 

vom 26. November 2012 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 101/2011 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte 
Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Tunesien 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 215 Absatz 2, 

gestützt auf den Beschluss 2011/72/GASP des Rates vom 31. Ja­
nuar 2011 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Per­
sonen und Organisationen angesichts der Lage in Tunesien ( 1 ), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen Kom­
mission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EU) Nr. 101/2011 des Rates ( 2 ) 
werden die im Beschluss 2011/72/GASP vorgesehenen 
Maßnahmen umgesetzt. 

(2) Der Beschluss 2012/724/GASP des Rates ( 3 ) sieht eine 
Änderung des Beschlusses 2011/72/GASP vor, um eine 
Freigabe eingefrorener Gelder und wirtschaftlicher Res­
sourcen zu ermöglichen, wenn diese benötigt werden, 
um einer in einem Mitgliedstaat ergangenen gerichtlichen 
oder berhördlichen Enscheidung oder einer in einem Mit­
gliedstaat vollstreckbaren gerichtlichen Entscheidung 
nachzukommen. 

(3) Artikel 9 der Verordnung des Rates (EU) Nr. 101/2011 
betrifft die Übermittlung von Informationen durch Per­
sonen, Organisationen und Einrichtungen an die zustän­
digen Behörden der Mitgliedstaaten, welche der Kommis­
sion zu übermitteln sind, um die Einhaltung dieser Ver­
ordnung zu erleichtern. Nach Artikel 9 Absatz 2 sind die 
übermittelten oder erhaltenen Informationen nur für die 
Zwecke zu verwenden, für die sie übermittelt oder ent­
gegengenommen wurden. Dies sollte jedoch Mitgliedstaa­
ten nicht davon abhalten, diese Informationen im Ein­
klang mit ihrem nationalen Recht mit den einschlägigen 
Behörden Tunesiens und anderer Mitgliedstaaten aus­
zutauschen, wenn dies zur Unterstützung der Abschöp­
fung veruntreuter Vermögenswerte erforderlich ist. 

(4) Die Verordnung (EU) Nr. 101/2011 sollte daher entspre­
chend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EU) Nr. 101/2011 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

1. Abweichend von Artikel 2 können die zuständigen 
Behörden in den Mitgliedstaaten, die auf den in Anhang II 
aufgeführten Websites angegeben sind, die Freigabe bestimm­
ter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen ge­
nehmigen, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegen­
stand einer schiedsgerichtlichen Entscheidung, die vor 
dem Datum ergangen ist, an dem die in Artikel 2 ge­
nannte natürliche oder juristische Person, Organisation 
oder Einrichtung in die Liste in Anhang I aufgenommen 
wurde, oder Gegenstand einer vor oder nach diesem Da­
tum in der Union ergangenen gerichtlichen oder behörd­
lichen Entscheidung oder einer vor oder nach diesem 
Datum in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren 
gerichtlichen Entscheidung, 

b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im 
Rahmen der anwendbaren Gesetze und sonstigen Rechts­
vorschriften über die Rechte des Gläubigers ausschließlich 
zur Erfüllung der Fordernungen verwendet, die durch eine 
solche Entscheidung gesichert sind oder deren Bestehen in 
einer solchen Entscheidung anerkannt worden ist, 

c) die Entscheidung kommt nicht einer in Anhang I auf­
geführten natürlichen oder juristischen Person, Organisa­
tion oder Einrichtung zugute, und 

d) die Anerkennung der Entscheidung steht nicht im Wider­
spruch zur öffentlichen Ordnung des betreffenden Mit­
gliedstaats. 

(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen 
Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach diesem 
Artikel erteilte Genehmigung.“ 

2. Artikel 6 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Artikel 2 Absatz 2 gilt nicht für die auf eingefrorenen 
Konten erfolgte Gutschrift von 

a) Zinsen oder sonstigen Erträgen dieser Konten oder 

b) Zahlungen aufgrund von Verträgen Vereinbarungen oder 
Verpflichtungen, die vor dem Datum, an dem die in Ar­
tikel 2 genannte natürliche oder juristische Person, Orga­
nisation oder Einrichtung in Anhang I aufgenommen 
wurde, geschlossen wurden beziehungsweise entstanden 
sind oder 

c) Zahlungen aufgrund von in der Union ergangenen oder 
in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren gericht­
lichen, behördlichen oder schiedsgerichtlichen Entschei­
dungen, 

sofern diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlungen nach 
Artikel 2 Absatz 1 eingefroren werden.“ 

3. In Artikel 9 wird folgender Absatz angefügt: 

„(3) Absatz 2 hindert Mitgliedstaaten nicht daran, diese 
Informationen im Einklang mit ihrem nationalem Recht 
mit den betreffenden Behörden Tunesiens und anderen Mit­
gliedstaaten auszutauschen, soweit dies zur Unterstützung 
der Abschöpfung veruntreuter Vermögenswerte erforderlich 
ist.“
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Brüssel am 26. November 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

G. DEMOSTHENOUS
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1101/2012 DER KOMMISSION 

vom 26. November 2012 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 mit Durchführungsvorschriften zu der 
Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 
12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemein­
schaften ( 1 ), insbesondere auf Artikel 247, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Seit dem Inkrafttreten der Verordnung (EU) Nr. 
1006/2011 der Kommission vom 27. September 2011 
zur Änderung von Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 
2658/87 des Rates über die zolltarifliche und statistische 
Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif ( 2 ) gelten 
neue KN-Codes für Gas- und Heizöle, die Biodiesel ent­
halten. Diese Änderungen haben möglicherweise Auswir­
kungen auf die Mineralölindustrie, da bestimmte Misch­
verfahren im Zolllagerverfahren und in Freizonen nicht 
mehr „als übliche Behandlungen“ gestattet sind, weil sie 
zu einem anderen achtstelligen KN-Code führen. 

(2) Es sollte eine Lösung gefunden werden, um das Mischen 
von Gas- oder Heizölen, die keinen Biodiesel enthalten, 
mit Biodiesel enthaltenden Gas- oder Heizölen, die beide 
zu Kapitel 27 der KN gehören, im Zolllagerverfahren und 
in Freizonen wie vor dem Inkrafttreten der Verordnung 
(EU) Nr. 1006/2011 am 1. Januar 2012 zu gestatten. 

(3) Das Mischen von Gas- oder Heizölen mit Biodiesel sollte 
gestattet werden, um eine getrennte Lagerung beider 

Warenarten unnötig zu machen. Unter Berücksichtigung 
der Zusätzlichen Anmerkung 2 zu Kapitel 27 der Kom­
binierten Nomenklatur sollte die gewonnene Mischung 
jedoch weniger als 0,5 Volumenprozent Biodiesel bzw. 
Gas- oder Heizöl enthalten. 

(4) Daher sollte der Anhang 72 der Verordnung (EWG) Nr. 
2454/93 der Kommission ( 3 ) entsprechend geändert wer­
den. 

(5) Die Änderung sollte rückwirkend in Kraft treten, um 
Zollschulden tilgen zu können, die seit 1. Januar 2012 
durch die Einführung der neuen KN-Codes entstanden 
sind. 

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses für den 
Zollkodex — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang 72 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 wird entspre­
chend dem Anhang dieser Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Januar 2012. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 26. November 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

In Anhang 72 Absatz 2 werden nach der Nummer 14 die folgenden Nummern 14a und 14b eingefügt: 

„14a. Vermischen von Gas- oder Heizölen, die keinen Biodiesel enthalten, mit Biodiesel enthaltenden Gas- oder 
Heizölen, die beide zu Kapitel 27 der KN gehören, um eine gleichbleibende oder eine vom Kunden verlangte 
Qualität herzustellen, sofern dies die Art der Waren nicht verändert, auch wenn diese Behandlung zu einem 
anderen achtstelligen KN-Code führt; 

14b. Vermischen von Gas- oder Heizöl mit Biodiesel, wobei die gewonnene Mischung weniger als 0,5 Volumen­
prozent Biodiesel enthält, und Vermischen von Biodiesel mit Gas- oder Heizöl, wobei die gewonnene Mi­
schung weniger als 0,5 Volumenprozent Gas- oder Heizöl enthält;“

DE 27.11.2012 Amtsblatt der Europäischen Union L 327/19



DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1102/2012 DER KOMMISSION 

vom 26. November 2012 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 26. November 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 AL 44,1 
MA 45,9 
MK 37,4 
TN 73,5 
TR 80,9 
ZZ 56,4 

0707 00 05 AL 64,5 
MA 141,4 
MK 58,4 
TR 117,0 
ZZ 95,3 

0709 93 10 MA 88,1 
TR 111,2 
ZZ 99,7 

0805 20 10 MA 138,7 
ZZ 138,7 

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70, 
0805 20 90 

CN 65,5 
HR 35,6 
TR 85,9 
ZZ 62,3 

0805 50 10 AR 68,7 
TR 85,4 
ZA 49,1 
ZZ 67,7 

0808 10 80 CN 79,8 
MK 33,9 
NZ 138,3 
US 125,6 
ZA 137,2 
ZZ 103,0 

0808 30 90 CN 56,6 
TR 116,3 
US 136,8 
ZZ 103,2 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1103/2012 DER KOMMISSION 

vom 26. November 2012 

zur Änderung der mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 892/2012 festgesetzten 
repräsentativen Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle für bestimmte Erzeugnisse des 

Zuckersektors im Wirtschaftsjahr 2012/13 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 951/2006 der Kommis­
sion vom 30. Juni 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates für den Zuckerhandel 
mit Drittländern ( 2 ), insbesondere auf Artikel 36 Absatz 2 Un­
terabsatz 2 Satz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und 
bestimmten Sirupen geltenden repräsentativen Preise 
und zusätzlichen Einfuhrzölle für das Wirtschaftsjahr 
2012/13 sind mit der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 892/2012 der Kommission ( 3 ) festgesetzt worden. 
Diese Preise und Zölle wurden zuletzt durch die Durch­
führungsverordnung (EU) Nr. 1092/2012 der Kommis­
sion ( 4 ) geändert. 

(2) Die der Kommission derzeit vorliegenden Angaben füh­
ren zu einer Änderung der genannten Beträge gemäß 
Artikel 36 der Verordnung (EG) Nr. 951/2006. 

(3) Da sicherzustellen ist, dass diese Maßnahme so bald wie 
möglich, nachdem die aktualisierten Angaben vorliegen, 
Anwendung findet, sollte diese Verordnung am Tag ihrer 
Veröffentlichung in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 892/2012 für 
das Wirtschaftsjahr 2012/13 festgesetzten repräsentativen Preise 
und zusätzlichen Zölle bei der Einfuhr der Erzeugnisse des Ar­
tikels 36 der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 werden geändert 
und sind im Anhang der vorliegenden Verordnung aufgeführt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 26. November 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Geänderte Beträge der ab dem 27. November 2012 geltenden repräsentativen Preise und zusätzlichen 
Einfuhrzölle für Weißzucker, Rohzucker und die Erzeugnisse des KN-Codes 1702 90 95 

(in EUR) 

KN-Code Repräsentativer Preis je 100 kg 
Eigengewicht des Erzeugnisses 

Zusätzlicher Zoll je 100 kg Eigengewicht 
des Erzeugnisses 

1701 12 10 ( 1 ) 34,63 0,76 

1701 12 90 ( 1 ) 34,63 4,22 

1701 13 10 ( 1 ) 34,63 0,90 
1701 13 90 ( 1 ) 34,63 4,52 

1701 14 10 ( 1 ) 34,63 0,90 

1701 14 90 ( 1 ) 34,63 4,52 
1701 91 00 ( 2 ) 39,67 5,57 

1701 99 10 ( 2 ) 39,67 2,44 

1701 99 90 ( 2 ) 39,67 2,44 
1702 90 95 ( 3 ) 0,40 0,28 

( 1 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt III der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 2 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt II der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 3 ) Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.
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RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2012/39/EU DER KOMMISSION 

vom 26. November 2012 

zur Änderung der Richtlinie 2006/17/EG hinsichtlich bestimmter technischer Vorschriften für die 
Testung menschlicher Gewebe und Zellen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2004/23/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 31. März 2004 zur Festlegung von 
Qualitäts- und Sicherheitsstandards für die Spende, Beschaffung, 
Testung, Verarbeitung, Konservierung, Lagerung und Verteilung 
von menschlichen Geweben und Zellen ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 28 Buchstabe e, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß der Richtlinie 2006/17/EG der Kommission vom 
8. Februar 2006 zur Durchführung der Richtlinie 
2004/23/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
hinsichtlich technischer Vorschriften für die Spende, Be­
schaffung und Testung von menschlichen Geweben und 
Zellen ( 2 ) sind HTLV-I-Antikörpertests bei Spendern vor­
zunehmen, die in Gebieten mit hoher Inzidenz leben 
oder daher stammen oder deren Sexualpartner oder El­
tern aus solchen Gebieten stammen. Diese Tests müssen 
sowohl bei Spendern von Keimzellen — gemäß Anhang 
III der Richtlinie 2006/17/EG — als auch bei anderen 
Spendern — gemäß Anhang II der genannten Richtlinie 
— durchgeführt werden. 

(2) Jüngste wissenschaftliche Erkenntnisse des Europäischen 
Zentrums für die Prävention (ECDC) und die Bekämp­
fung von Seuchen sowie praktische Erfahrungen belegen, 
dass es beim derzeitigen wissenschaftlichen Kenntnis­
stand äußerst schwierig ist, eine Definition für ein Gebiet 
mit hoher Inzidenz bezüglich HTLV-I zu geben. Diese 
Testanforderung wird daher nicht einheitlich gehandhabt. 

(3) Der Begriff „Inzidenz“ bezeichnet die Häufigkeit des Auf­
tretens neuer Fälle einer Krankheit bzw. einer Störung, 
wohingegen der Begriff „Prävalenz“ den Anteil einer Po­
pulation bezeichnet, der zu einem gegebenen Zeitpunkt 
von einer bestimmten Krankheit betroffen ist. In der Pra­
xis sind zur Prävalenz mehr Daten verfügbar als zur 
Inzidenz. Außerdem ist die Prävalenz eine wichtigere 
Kennzahl als die Inzidenz, wenn es darum geht, die Aus­
wirkungen einer chronischen Krankheit innerhalb einer 
Population und die daraus resultierenden Erfordernisse 
zu bewerten. Daher ist es angezeigt, die Bezugnahmen 
auf eine hohe Inzidenz durch Bezugnahmen auf eine 

hohe Prävalenz zu ersetzen, um eine einheitlichere Hand­
habung der HTLV-I-Testanforderungen in allen Mitglied­
staaten zu gewährleisten. 

(4) Gemäß Nummer 4.2 des Anhangs III der Richtlinie 
2006/17/EG sind die Blutproben zum Zeitpunkt der 
Spende zu entnehmen, und zwar sowohl bei Partnerspen­
den (nicht zur Direktverwendung) als auch bei Fremd­
spenden von Keimzellen. 

(5) Was Partnerspenden von Keimzellen anbelangt, so bele­
gen jüngste wissenschaftliche Erkenntnisse, dass die An­
forderung, in festgelegten Zeitabständen von maximal 24 
Monaten Tests durchzuführen, den Sicherheitsstandard 
der betreffenden Zellen nicht senken würde, sofern in 
den Gewebeeinrichtungen für Reproduktionsmedizin ge­
eignete Sicherheits- und Qualitätssicherungssysteme ge­
mäß Artikel 16 der Richtlinie 2004/23/EG angewandt 
werden. Während dieser Zeitintervalle können die Ergeb­
nisse des beim betreffenden Spender zuvor durchgeführ­
ten Tests als zuverlässig gelten. 

(6) Die Testung zum Zeitpunkt jeder einzelnen Spende be­
wirkt einerseits keinen höheren Sicherheitsstandard der 
unter Partnern gespendeten Keimzellen, und andererseits 
hat die praktische Erfahrung gezeigt, dass diese Anforde­
rung kostspielig und — sowohl für die Patienten als auch 
für die Gesundheitsversorgungssysteme — umständlich 
ist. Damit das angestrebte Sicherheitsniveau auf verhält­
nismäßigere Weise erreicht wird, sollte es den Mitglied­
staaten erlaubt sein, in festgelegten Zeitabständen eine 
Testung vorzuschreiben, wobei diese mindestens alle 24 
Monate — anstatt wie bisher bei jeder Spende — erfol­
gen muss. 

(7) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des gemäß Artikel 29 der 
Richtlinie 2004/23/EG eingesetzten Ausschusses — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anhänge II und III der Richtlinie 2006/17/EG werden ge­
mäß dem Anhang der vorliegenden Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie 
spätestens zum 17. Juni 2014 nachzukommen. Sie teilen der 
Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Rechtsvorschrif­
ten mit.
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Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 
regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 26. November 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO 

ANHANG 

Die Anhänge II und III der Richtlinie 2006/17/EG werden wie folgt geändert: 

1. Anhang II Nummer 1.2 erhält folgende Fassung: 

„1.2. HTLV-I-Antikörpertests sind bei Spendern vorzunehmen, die in Gebieten mit hoher Prävalenz leben oder daher 
stammen oder deren Sexualpartner oder Eltern aus solchen Gebieten stammen.“ 

2. Anhang III wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2.4 erhält folgende Fassung: 

„2.4. HTLV-I-Antikörpertests sind bei Spendern vorzunehmen, die in Gebieten mit hoher Prävalenz leben oder 
daher stammen oder deren Sexualpartner oder Eltern aus solchen Gebieten stammen.“ 

b) Nummer 3.3 erhält folgende Fassung: 

„3.3. HTLV-I-Antikörpertests sind bei Spendern vorzunehmen, die in Gebieten mit hoher Prävalenz leben oder 
daher stammen oder deren Sexualpartner oder Eltern aus solchen Gebieten stammen.“ 

c) Nummer 4.2 erhält folgende Fassung: 

„4.2. Bei anderen Spenden als unter Partnern sind die Blutproben zum Zeitpunkt jeder Spende zu entnehmen. 

Bei Partnerspenden (nicht zur Direktverwendung) sind die Blutproben innerhalb von drei Monaten vor der 
ersten Spende zu entnehmen. Bei weiteren Partnerspenden desselben Partners sind weitere Blutproben ent­
sprechend den nationalen Vorschriften, spätestens aber 24 Monate nach der vorherigen Probenahme, zu 
entnehmen.“
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RICHTLINIE 2012/40/EU DER KOMMISSION 

vom 26. November 2012 

zur Änderung des Anhangs I der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen 
von Biozid-Produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 16 Absatz 2 
Unterabsatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In Richtlinie 2009/91/EG der Kommission vom 31. Juli 
2009 zur Änderung der Richtlinie 98/8/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates zwecks Aufnahme des 
Wirkstoffs Dinatriumtetraborat in Anhang I ( 2 ) werden 
Dinatriumtetraborat drei CAS-Nummern für drei unter­
schiedliche Formen des Wirkstoffs zugeordnet. Die CAS- 
Nummern beruhen auf einem der Kommission von den 
Niederlanden am 7. Juli 2006 übermittelten Bericht, der 
vom Ständigen Ausschuss für Biozid-Produkte am 
20. Februar 2009 gebilligt wurde. 

(2) Die Niederlande haben die Kommission unterrichtet, dass 
die CAS-Nummer für die Pentahydrat-Form in dem ur­
sprünglichen Bericht falsch war, und haben der Kommis­
sion einen überarbeiteten Bericht vorgelegt, gemäß dem 
die korrekte CAS-Nummer für diese Form 12179-04-3 
lautet. Der überarbeitete Bericht wurde am 25. Mai 2012 
vom Ständigen Ausschuss für Biozid-Produkte gebilligt. 

(3) Anhang I der Richtlinie 98/8/EG sollte daher entspre­
chend geändert werden. 

(4) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozid-Produkte — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Richtlinie 98/8/EG wird entsprechend dem An­
hang der vorliegenden Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie bis zum 
31. März 2013 nachzukommen. Sie teilen der Kommission 
unverzüglich den Wortlaut dieser Rechtsvorschriften mit. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 26. November 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Im Anhang I der Richtlinie 98/8/EG erhält Eintrag Nr. 24 Spalte 3 folgende Fassung: 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

„Dinatriumtetraborat 

EG-Nr.: 215-540-4 

CAS-Nr. (wasserfrei): 1330-43-4 

CAS-Nr. (Pentahydrat): 12179-04-3 

CAS-Nr. (Decahydrat): 1303-96-4“
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RICHTLINIE 2012/41/EU DER KOMMISSION 

vom 26. November 2012 

zur Änderung der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zwecks 
Ausweitung der Aufnahme des Wirkstoffs Nonansäure in Anhang I auf die Produktart 2 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen 
von Biozid-Produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 16 Absatz 2 
Unterabsatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion vom 4. Dezember 2007 über die zweite Phase des 
Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms gemäß Artikel 16 Absatz 
2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozid-Pro­
dukten ( 2 ) wurde die Liste der Wirkstoffe festgelegt, die 
im Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in Anhang I, IA 
oder IB der Richtlinie 98/8/EG bewertet werden sollen. 
Diese Liste enthält Nonansäure. 

(2) Mit der Richtlinie 2011/13/EU der Kommission vom 
8. Februar 2011 zur Änderung der Richtlinie 98/8/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates zwecks Auf­
nahme des Wirkstoffs Nonansäure in Anhang I ( 3 ) wurde 
Nonansäure als Wirkstoff zur Verwendung in der in An­
hang V der Richtlinie 98/8/EG definierten Produktart 19, 
Repellentien und Lockmittel, in Anhang I der genannten 
Richtlinie aufgenommen. 

(3) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 wurde No­
nansäure nun in Übereinstimmung mit Artikel 11 Absatz 
2 der Richtlinie 98/8/EG zur Verwendung in der in An­
hang V der Richtlinie definierten Produktart 2, Desinfek­
tionsmittel für den Privatbereich und den Bereich des 
öffentlichen Gesundheitswesens sowie andere Biozid-Pro­
dukte, bewertet. 

(4) Österreich wurde zum Bericht erstattenden Mitgliedstaat 
bestimmt und hat der Kommission am 6. August 2010 
gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1451/2007 den Bericht der zuständigen Behörde und 
eine Empfehlung übermittelt. 

(5) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben den Be­
richt der zuständigen Behörde geprüft. Das Ergebnis die­
ser Überprüfung wurde gemäß Artikel 15 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 25. Mai 2012 im 
Ständigen Ausschuss für Biozid-Produkte in einem Be­
wertungsbericht festgehalten. 

(6) Auf der Grundlage der Bewertungen kann davon aus­
gegangen werden, dass als Desinfektionsmittel für den 
Privatbereich und den Bereich des öffentlichen Gesund­
heitswesens und andere Biozidprodukte im Sinne von 

Anhang V der Richtlinie 98/8/EG verwendete Biozidpro­
dukte, die Nonansäure enthalten, die Anforderungen ge­
mäß Artikel 5 der Richtlinie 98/8/EG erfüllen. Daher 
sollte die Aufnahme von Nonansäure in Anhang I der 
Richtlinie auf die Produktart 2 ausgedehnt werden. 

(7) Auf Unionsebene wurden nicht alle möglichen Verwen­
dungszwecke bewertet. Deshalb sollten die Mitgliedstaa­
ten die Verwendungszwecke oder Expositionsszenarien 
und die Risiken für die Bevölkerungsgruppen und die 
Umweltkompartimente bewerten, die bei der Risiko­
bewertung auf EU-Ebene nicht in repräsentativer Weise 
berücksichtigt wurden, und bei Erteilung der Produkt­
zulassungen dafür sorgen, dass geeignete Maßnahmen 
getroffen bzw. spezielle Auflagen vorgesehen werden, 
um die festgestellten Risiken auf ein vertretbares Maß 
zu reduzieren. 

(8) Angesichts der reizenden Wirkung des Stoffs sollte vor­
geschrieben werden, dass die Exposition bei der nicht 
gewerblichen Anwendung durch die Gestaltung der Ver­
packung so gering wie möglich gehalten wird, sofern in 
dem Antrag auf Produktzulassung nicht nachgewiesen 
werden kann, dass das Risiko für die menschliche Ge­
sundheit durch andere Mittel auf ein annehmbares Ni­
veau gesenkt werden kann. 

(9) Die Bestimmungen dieser Richtlinie sollten gleichzeitig in 
allen Mitgliedstaaten angewandt werden, damit die 
Gleichbehandlung aller Biozid-Produkte der Produktart 
2, die den Wirkstoff Nonansäure enthalten, auf dem 
EU-Markt gewährleistet und das ordnungsgemäße Funk­
tionieren des Marktes für Biozid-Produkte im Allgemei­
nen erleichtert wird. 

(10) Vor der Aufnahme eines Wirkstoffs in Anhang I der 
Richtlinie 98/8/EG ist eine angemessene Frist einzuräu­
men, damit die Mitgliedstaaten und die Betroffenen sich 
auf die Erfüllung der neuen Anforderungen vorbereiten 
können und damit sichergestellt ist, dass die Antragstel­
ler, die Unterlagen eingereicht haben, die volle zehnjäh­
rige Datenschutzfrist nutzen können, die gemäß Arti­
kel 12 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii der Richtlinie 
98/8/EG zum Zeitpunkt der Aufnahme anläuft. 

(11) Nach der Aufnahme ist den Mitgliedstaaten eine an­
gemessene Frist für die Umsetzung von Artikel 16 Ab­
satz 3 der Richtlinie 98/8/EG einzuräumen. 

(12) Die Richtlinie 98/8/EG ist daher entsprechend zu ändern. 

(13) Gemäß der gemeinsamen politischen Erklärung der Mit­
gliedstaaten und der Kommission vom 28. September 
2011 zu erläuternden Dokumenten ( 4 ) haben sich die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, in begründeten Fällen zusätz­
lich zur Mitteilung ihrer Umsetzungsmaßnahmen ein
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oder mehrere Dokumente zu übermitteln, in denen der 
Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer Richt­
linie und den entsprechenden Teilen innerstaatlicher Um­
setzungsinstrumente erläutert wird. 

(14) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozid-Produkte — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Richtlinie 98/8/EG wird entsprechend dem An­
hang der vorliegenden Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis spä­
testens 30. September 2013 die erforderlichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. 

Sie wenden diese Bestimmungen ab 1. Oktober 2014 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 26. November 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Dem Eintrag Nr. 41 in Anhang I der Richtlinie 98/8/EG wird Folgendes angefügt: 

Nr. Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit 
des Wirkstoffs 

im 
Biozid-Produkt 
in der Form, in 

der es in 
Verkehr 

gebracht wird 

Zeitpunkt der 
Aufnahme 

Frist für die Erfüllung von 
Artikel 16 Absatz 3 

(ausgenommen Produkte mit 
mehr als einem Wirkstoff; bei 

diesen Produkten muss 
Artikel 16 Absatz 3 bis zu 

dem in dem letzten Beschluss 
über die Aufnahme seiner 

Wirkstoffe festgesetzten 
Zeitpunkt erfüllt werden) 

Aufnahme befristet bis Produktart Sonderbestimmungen (*) 

„1. Oktober 2014 30. September 2016 30. September 2024 2 Bei der Prüfung eines Antrags auf Zulassung eines Produkts 
gemäß Artikel 5 und Anhang VI bewerten die Mitgliedstaa­
ten erforderlichenfalls für das betreffende Produkt die Ver­
wendungszwecke oder Expositionsszenarien und die Risi­
ken für die Bevölkerungsgruppen und die Umweltkompar­
timente, die bei der Risikobewertung auf EU-Ebene nicht 
repräsentativ berücksichtigt wurden. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Zulassungen von 
Erzeugnissen für die nicht gewerbliche Anwendung daran 
geknüpft sind, dass die Exposition der Anwender durch die 
Gestaltung der Verpackung so gering wie möglich gehalten 
wird, sofern in dem Antrag auf Produktzulassung nicht 
nachgewiesen werden kann, dass das Risiko für die mensch­
liche Gesundheit durch andere Mittel auf ein annehmbares 
Niveau gesenkt werden kann.“ 

(*) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI sind der Inhalt und die Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/comm/environment/biocides/ 
index.htm

D
E 

L 327/30 
A

m
tsblatt der Europäischen U

nion 
27.11.2012

http://ec.europa.eu/comm/environment/biocides/index.htm
http://ec.europa.eu/comm/environment/biocides/index.htm


RICHTLINIE 2012/42/EU DER KOMMISSION 

vom 26. November 2012 

zur Änderung der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zwecks Aufnahme 
des Wirkstoffs Hydrogencyanid in Anhang I 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen 
von Biozid-Produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 16 Absatz 2 
Unterabsatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion vom 4. Dezember 2007 über die zweite Phase des 
Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms gemäß Artikel 16 Absatz 
2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozid-Pro­
dukten ( 2 ) wurde die Liste der Wirkstoffe festgelegt, die 
im Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in Anhang I, IA 
oder IB der Richtlinie 98/8/EG bewertet werden sollen. 
Diese Liste enthält Hydrogencyanid. 

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 wurde Hy­
drogencyanid in Übereinstimmung mit Artikel 11 Absatz 
2 der Richtlinie 98/8/EG zur Verwendung in den folgen­
den in Anhang V dieser Richtlinie definierten Produktar­
ten bewertet: Produktart 8 (Holzschutzmittel), Produktart 
14 (Rodentizide) und Produktart 18 (Insektizide, Akari­
zide und Produkte gegen andere Arthropoden). 

(3) Die Tschechische Republik wurde zum Bericht erstatten­
den Mitgliedstaat bestimmt und hat der Kommission am 
24. Januar 2008 gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der 
Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 drei Berichte mit Emp­
fehlungen der zuständigen Behörde übermittelt. 

(4) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben die Be­
richte der zuständigen Behörde geprüft. Das Ergebnis 
dieser Überprüfung wurde gemäß Artikel 15 Absatz 4 
der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 25. Mai 2012 
im Ständigen Ausschuss für Biozid-Produkte in drei Be­
wertungsberichten festgehalten. 

(5) Auf der Grundlage der Bewertungen kann davon aus­
gegangen werden, dass als Holzschutzmittel, Rodentizide, 
Insektizide, Akarizide und zur Bekämpfung anderer Ar­
thropoden verwendete Biozid-Produkte, die Hydrogencya­
nid enthalten, die Anforderungen gemäß Artikel 5 der 
Richtlinie 98/8/EG erfüllen. Daher sollte Hydrogencyanid 
in Anhang I dieser Richtlinie aufgenommen werden. 

(6) Auf EU-Ebene wurden nicht alle möglichen Verwen­
dungszwecke bewertet. Es empfiehlt sich daher vor­
zuschreiben, dass die Mitgliedstaaten die Verwendungs­
zwecke oder Expositionsszenarios und die Risiken für 
die Bevölkerungsgruppen und die Umweltkompartimente 
bewerten, die bei der Risikobewertung auf EU-Ebene 
nicht in repräsentativer Weise berücksichtigt wurden, 
und bei Erteilung der Produktzulassungen dafür sorgen, 
dass geeignete Maßnahmen getroffen bzw. spezielle Auf­
lagen vorgesehen werden, um die festgestellten Risiken 
auf ein vertretbares Maß zu reduzieren. 

(7) Angesichts der hochgiftigen und entzündlichen Eigen­
schaften des Wirkstoffs und der Annahmen während 
der Risikobewertung empfiehlt es sich vorzuschreiben, 
dass die Produkte nur zur Verwendung durch angemes­
sen geschulte Fachkräfte zugelassen werden und dass für 
Anwender und Umstehende sichere Betriebsverfahren 
während der Begasung und zur Lüftung festgelegt wer­
den, darunter folgende Verpflichtungen: Die Produkte 
werden mit angemessener persönlicher Schutzkleidung 
verwendet, gegebenenfalls einschließlich eines autonomen 
Atemgeräts und gasdichter Kleidung; das Wiederbetreten 
der begasten Räume ist verboten, bis die Luftkonzentra­
tion durch Lüftung auf sichere Werte für Anwender und 
Umstehende gesunken ist; die Exposition gegenüber Kon­
zentrationen, die das sichere Niveau übersteigen, wird 
während und nach der Lüftung durch Einrichtung einer 
Sperrzone verhindert; aus den zu begasenden Räumen 
werden außer dem zu behandelnden Holz vor der Bega­
sung jegliche Lebensmittel und poröse Gegenstände, die 
den Wirkstoff aufnehmen könnten, entweder entfernt 
oder auf angemessene Weise vor der Aufnahme des 
Wirkstoffs geschützt, und die zu begasenden Räume wer­
den gegen zufällige Entzündung gesichert. 

(8) Die Bestimmungen dieser Richtlinie sollten gleichzeitig in 
allen Mitgliedstaaten angewandt werden, damit die 
Gleichbehandlung aller Biozid-Produkte der Produktarten 
8, 14 und 18, die den Wirkstoff Hydrogencyanid ent­
halten, auf dem EU-Markt gewährleistet und das ord­
nungsgemäße Funktionieren des Marktes für Biozid-Pro­
dukte im Allgemeinen erleichtert wird. 

(9) Vor der Aufnahme eines Wirkstoffs in Anhang I der 
Richtlinie 98/8/EG ist eine angemessene Frist einzuräu­
men, damit die Mitgliedstaaten und die Betroffenen sich 
auf die Erfüllung der neuen Anforderungen vorbereiten 
können und damit sichergestellt ist, dass die Antragstel­
ler, die Unterlagen eingereicht haben, die volle zehnjäh­
rige Datenschutzfrist nutzen können, die gemäß Arti­
kel 12 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii der Richtlinie 
98/8/EG zum Zeitpunkt der Aufnahme anläuft. 

(10) Nach der Aufnahme ist den Mitgliedstaaten eine an­
gemessene Frist für die Umsetzung von Artikel 16 Ab­
satz 3 der Richtlinie 98/8/EG einzuräumen.
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(11) Die Richtlinie 98/8/EG ist daher entsprechend zu ändern. 

(12) Gemäß der Gemeinsamen Politischen Erklärung der Mit­
gliedstaaten und der Kommission zu erläuternden Doku­
menten vom 28. September 2011 ( 1 ) haben sich die Mit­
gliedstaaten verpflichtet, in begründeten Fällen zusätzlich 
zur Mitteilung ihrer Umsetzungsmaßnahmen ein oder 
mehrere Dokumente zu übermitteln, in denen der Zu­
sammenhang zwischen den Bestandteilen einer Richtlinie 
und den entsprechenden Teilen einzelstaatlicher Umset­
zungsinstrumente erläutert wird. 

(13) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozid-Produkte — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Richtlinie 98/8/EG wird entsprechend dem An­
hang der vorliegenden Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis spä­
testens 30. September 2013 die erforderlichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. 

Sie wenden diese Bestimmungen ab dem 1. Oktober 2014 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 
regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 26. November 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

In Anhang I der Richtlinie 98/8/EG wird der folgende Eintrag eingefügt: 

Nr. Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit 
des Wirkstoffs 

im Biozid- 
Produkt in der 
Form, in der es 

in 
Verkehr 

gebracht wird 

Zeitpunkt der 
Aufnahme 

Frist für die Erfüllung von 
Artikel 16 Absatz 3 

(ausgenommen Produkte mit 
mehr als einem Wirkstoff; bei 

diesen Produkten muss 
Artikel 16 Absatz 3 bis zu 

dem in der letzten 
Entscheidung über die 

Aufnahme ihrer Wirkstoffe 
festgesetzten Zeitpunkt erfüllt 

werden.) 

Aufnahme befristet bis Produktart Sonderbestimmungen (*) 

„60 Hydrogencyanid Hydrogencyanid 

EG-Nr.: 200-821-6 

CAS-Nr.: 74-90-8 

976 g/kg 1. Oktober 2014 30. September 2016 30. September 2024 8, 14 und 
18 

Bei der Prüfung eines Antrags auf Zulassung eines Produkts 
gemäß Artikel 5 und Anhang VI bewerten die Mitgliedstaa­
ten erforderlichenfalls für ein bestimmtes Produkt die Ver­
wendungszwecke oder Expositionsszenarien und die Risiken 
für die Bevölkerungsgruppen und die Umweltkompartimen­
te, die bei der Risikobewertung auf EU-Ebene nicht reprä­
sentativ berücksichtigt wurden. 
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Zulassungen von 
als Begasungsmittel eingesetzten Produkten an folgende Be­
dingungen geknüpft sind: 
(1) Das Produkt darf nur an angemessen geschulte Fach­

kräfte geliefert und nur von diesen verwendet werden; 
(2) sichere Betriebsverfahren für Anwender und Umste­

hende während der Begasung und zur Lüftung werden 
festgelegt; 

(3) die Produkte werden mit angemessener persönlicher 
Schutzkleidung verwendet, gegebenenfalls einschließlich 
eines autonomen Atemgeräts und gasdichter Kleidung; 

(4) das Wiederbetreten der begasten Räume ist verboten, bis 
die Luftkonzentration durch Lüftung auf sichere Werte 
für Anwender und Umstehende gesunken ist; 

(5) die Exposition gegenüber Konzentrationen, die das si­
chere Niveau übersteigen, wird während und nach der 
Lüftung durch Einrichtung einer Sperrzone verhindert; 

(6) aus den zu begasenden Räumen werden außer dem zu 
behandelnden Holz vor der Begasung jegliche Lebens­
mittel und poröse Gegenstände, die den Wirkstoff auf­
nehmen könnten, entweder entfernt oder auf angemes­
sene Weise vor der Aufnahme des Wirkstoffs geschützt, 
und die zu begasenden Räume werden gegen zufällige 
Entzündung gesichert.“ 

(*) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/comm/environment/biocides/index.htm
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RICHTLINIE 2012/43/EU DER KOMMISSION 

vom 26. November 2012 

zur Änderung bestimmter Spaltenüberschriften von Anhang I der Richtlinie 98/8/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen 
von Biozid-Produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 11 Absatz 4 
und Artikel 16 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission 
vom 4. Dezember 2007 über die zweite Phase des 
Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms gemäß Artikel 16 Absatz 
2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates über das Inverkehrbringen von alten Wirk­
stoffen ( 2 ). Gemäß Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung 
finden Prüfungen durch Sachverständige der Mitgliedstaa­
ten statt, bevor die Kommission Beschlüsse über die Auf­
nahme in Anhang I fasst. 

(2) Gemäß Artikel 10 Absatz 2 Ziffer i der Richtlinie 
98/8/EG ist die Aufnahme eines Wirkstoffs in Anhang 
I gegebenenfalls an Anforderungen geknüpft, die den 
Mindestreinheitsgrad des Wirkstoffs sowie die Art und 
den Höchstgehalt bestimmter Verunreinigungen betref­
fen. 

(3) Die erste Entscheidung über eine Aufnahme in Anhang I 
erfolgte mit der Richtlinie 2006/140/EG der Kommission 
vom 20. Dezember 2006 zur Änderung der Richtlinie 
98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
zwecks Aufnahme des Wirkstoffs Sulfurylfluorid in An­
hang I ( 3 ). Mit dieser Richtlinie wurden die Spaltenüber­
schriften von Anhang I der Richtlinie 98/8/EG festgelegt. 
Eine dieser Spaltenüberschriften lautet „Mindestreinheit 
des Wirkstoffs im Biozid-Produkt in der Form, in der 
es in Verkehr gebracht wird“. 

(4) Im Rahmen der Prüfungen durch Sachverständige gemäß 
Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 
haben Sachverständige der Mitgliedstaaten ein Verfahren 
entwickelt, nach dem die Ähnlichkeit in Bezug auf die 
chemische Zusammensetzung und das Gefahrenprofil 
(„technische Äquivalenz“) von Stoffen bestimmt werden, 
die unter dieselbe Definition fallen, aber aus unterschied­
lichen Quellen oder Herstellungsverfahren stammen. Für 
diese Bestimmung ist der Reinheitsgrad nur einer der 
Faktoren, die ausschlaggebend sein können. Darüber hi­
naus wirkt sich eine geringere Reinheit eines Wirkstoffs 
nicht notwendigerweise auf dessen Gefahrenprofil aus. 

(5) Es ist daher angezeigt, bei den Spaltenüberschriften von 
Anhang I der Richtlinie 98/8/EG die derzeitige Bezug­
nahme auf die Mindestreinheit durch eine Bezugnahme 
auf die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die gemäß 
Artikel 11 der Richtlinie vorgenommene Beurteilung ver­
wendet wurde, zu ersetzen und darauf hinzuweisen, dass 
der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt eine 
andere Reinheit aufweisen darf, sofern er nachgewiesener­
maßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(6) Die mit der Richtlinie 2006/140/EG der Kommission 
festgelegte erste Reihe von Anhang I der Richtlinie 
98/8/EG enthält auch die Spaltenüberschrift „Frist für 
die Erfüllung von Artikel 16 Absatz 3 (ausgenommen 
Produkte mit mehr als einem Wirkstoff; bei diesen Pro­
dukten muss Artikel 16 Absatz 3 bis zu dem in der 
letzten Entscheidung über die Aufnahme seiner Wirk­
stoffe festgesetzten Zeitpunkt erfüllt werden)“. 

(7) Gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 98/8/EG verfügt 
ein Mitgliedstaat, bei dem ein Antrag auf gegenseitige 
Anerkennung einer bereits bestehenden Zulassung ein­
geht, über 120 Tage, um das Produkt im Rahmen der 
gegenseitigen Anerkennung zuzulassen. Wird aber die 
erste Zulassung eines Produkts weniger als 120 Tage 
vor der Frist für die Erfüllung von Artikel 16 Absatz 3 
der Richtlinie für das betreffende Produkt erteilt, so kann 
ein Mitgliedstaat, bei dem ein vollständiger Antrag auf 
gegenseitige Anerkennung dieser Zulassung eingeht, die 
Frist für die Erfüllung von Artikel 16 Absatz 3 der Richt­
linie nicht einhalten, wenn er den in Artikel 4 Absatz 1 
der Richtlinie vorgesehenen Zeitraum von 120 Tagen in 
Anspruch nimmt, selbst wenn der vollständige Antrag 
auf gegenseitige Anerkennung unverzüglich nach Ertei­
lung der ersten Zulassung übermittelt wurde. 

(8) Für Produkte, für welche die erste Zulassung weniger als 
120 Tage vor der ursprünglichen Frist für die Erfüllung 
von Artikel 16 Absatz 3 der Richtlinie 98/8/EG erteilt 
wird, sollte daher die Frist für die Erfüllung von Artikel 16 
Absatz 3 der Richtlinie durch gegenseitige Anerkennung 
der ersten Zulassung auf 120 Tage nach der Übermitt­
lung des vollständigen Antrags auf gegenseitige Anerken­
nung verlängert werden, sofern der vollständige Antrag 
auf gegenseitige Anerkennung innerhalb von sechzig 
Tagen nach Ereilung der ersten Zulassung übermittelt 
wurde. 

(9) Darüber hinaus ist es möglich, dass ein Mitgliedstaat, der 
innerhalb der Frist für die Erfüllung von Artikel 16 Ab­
satz 3 der Richtlinie 98/8/EG vorschlägt, gemäß Artikel 4 
Absatz 4 der Richtlinie von der gegenseitigen Anerken­
nung einer Zulassung abzuweichen, Artikel 16 Absatz 3 
der Richtlinie nicht innerhalb dieser Frist befolgen kann, 
je nachdem zu welchem Zeitpunkt der diesbezügliche 
Beschluss der Kommission gemäß Artikel 4 Absatz 4
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Unterabsatz 2 der Richtlinie erlassen wird. In solchen 
Fällen sollte die Frist daher für einen angemessenen Zeit­
raum bis nach dem Erlass des Beschlusses der Kommis­
sion ausgesetzt werden. 

(10) Für Produkte, für die ein oder mehrere Mitgliedstaaten 
vorgeschlagen haben, gemäß Artikel 4 Absatz 4 der 
Richtlinie 98/8/EG von der gegenseitigen Anerkennung 
abzuweichen, sollte daher die Frist für die Erfüllung 
von Artikel 16 Absatz 3 der Richtlinie durch gegenseitige 
Anerkennung der ersten Zulassung auf dreißig Tage nach 
Erlass des Beschlusses der Kommission verlängert werden. 

(11) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozid-Produkte — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Richtlinie 98/8/EG wird gemäß dem Anhang der 
vorliegenden Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie bis zum 

bis 31. März 2013 nachzukommen. Sie teilen der Kommission 
unverzüglich den Wortlaut dieser Rechtsvorschriften mit. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 
legen die Einzelheiten der Bezugnahme fest. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 26. November 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

In Anhang I der Richtlinie 98/8/EG erhält die erste Zeile, die die Spaltenüberschriften für alle Einträge enthält, folgende Fassung: 

„Nr. Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern Mindestreinheit des Wirkstoffs (*) Zeitpunkt der 

Aufnahme 

Frist für die Erfüllung von Artikel 16 Absatz 3, es sei 
denn, eine der in der Fußnote zu dieser 

Spaltenüberschrift aufgeführten Ausnahmen findet 
Anwendung (**) 

Aufnahme befristet 
bis Produktart Sonderbestimmungen (***) 

(*) Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 11 verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt kann dieselbe oder eine andere Reinheit 
aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(**) Für Produkte, die mehr als einen unter Artikel 16 Absatz 2 fallenden Wirkstoff enthalten, ist die Frist für die Erfüllung von Artikel 16 Absatz 3 diejenige, die für den letzten seiner in diesen Anhang aufzunehmenden Wirkstoffe gilt. Für 
Produkte, für die die erste Zulassung weniger als 120 Tage vor der Frist für die Erfüllung von Artikel 16 Absatz 3 erteilt wurde und innerhalb von 60 Tagen nach Erteilung der ersten Zulassung ein vollständiger Antrag auf gegenseitige 
Anerkennung gemäß Artikel 4 Absatz 1 eingereicht wurde, wird die Frist für die Erfüllung von Artikel 16 Absatz 3 in Bezug auf diesen Antrag auf 120 Tage nach Eingang des vollständigen Antrags auf gegenseitige Anerkennung 
verlängert. Für Produkte, für die ein Mitgliedstaat vorschlägt, gemäß Artikel 4 Absatz 4 von der gegenseitigen Anerkennung abzuweichen, wird die Frist für die Erfüllung von Artikel 16 Absatz 3 auf dreißig Tage nach Erlass des 
Beschlusses der Kommission gemäß Artikel 4 Absatz 4 Unterabsatz 2 verlängert. 

(***) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/comm/environment/biocides/index. 
htm“
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DURCHFÜHRUNGSRICHTLINIE 2012/44/EU DER KOMMISSION 

vom 26. November 2012 

zur Änderung der Richtlinien 2003/90/EG und 2003/91/EG mit Durchführungsbestimmungen zu 
Artikel 7 der Richtlinien 2002/53/EG und 2002/55/EG des Rates hinsichtlich der Merkmale, auf 
welche sich die Prüfungen mindestens zu erstrecken haben, und der Mindestanforderungen für die 

Prüfung bestimmter Sorten landwirtschaftlicher Pflanzenarten und Gemüsearten 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2002/53/EG des Rates vom 13. Juni 
2002 über einen gemeinsamen Sortenkatalog für landwirtschaft­
liche Pflanzenarten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 2 
Buchstaben a und b, 

gestützt auf die Richtlinie 2002/55/EG des Rates vom 13. Juni 
2002 über den Verkehr mit Gemüsesaatgut ( 2 ), insbesondere auf 
Artikel 7 Absatz 2 Buchstaben a und b, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit den Richtlinien 2003/90/EG ( 3 ) und 2003/91/EG ( 4 ) 
der Kommission sollte sichergestellt werden, dass die Sor­
ten, die die Mitgliedstaaten in ihre nationalen Sortenka­
taloge aufnehmen, den Testleitlinien des Gemeinschaftli­
chen Sortenamts (CPVO) entsprechen, sofern solche fest­
gelegt wurden. Dies gilt für die Merkmale, auf die sich die 
Prüfungen der verschiedenen Arten mindestens zu erstre­
cken haben, und die Mindestanforderungen an die Prü­
fung der Sorten. Für andere Sorten gelten gemäß den 
genannten Richtlinien die Prüfungsrichtlinien des Interna­
tionalen Verbandes zum Schutz von Pflanzenzüchtungen 
(UPOV). 

(2) Inzwischen haben das CPVO und der UPOV weitere Test­
leitlinien für eine weitere Art festgelegt und bestehende 
Testleitlinien aktualisiert. 

(3) Die Richtlinien 2003/90/EG und 2003/91/EG sollten da­
her entsprechend geändert werden. 

(4) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für das landwirtschaftliche, gartenbauliche und forstliche 
Saat- und Pflanzgutwesen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anhänge I und II der Richtlinie 2003/90/EG erhalten die 
Fassung des Teils A des Anhangs der vorliegenden Richtlinie. 

Artikel 2 

Die Anhänge der Richtlinie 2003/91/EG erhalten die Fassung 
des Teils B des Anhangs der vorliegenden Richtlinie. 

Artikel 3 

Für vor dem 1. Januar 2014 begonnene Prüfungen können die 
Mitgliedstaaten die Fassung der Richtlinien 2003/90/EG und 
2003/91/EG anwenden, die vor der Änderung durch die vor­
liegende Richtlinie gegolten hat. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen spätestens am 
31. Dezember 2013 die erforderlichen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie tei­
len der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Rechts­
vorschriften mit. 

Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab dem 1. Januar 2014 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 26. November 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

TEIL A 

„ANHANG I 

Verzeichnis der Arten gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a, die den Testprotokollen des Gemeinschaftlichen 
Sortenamts (CPVO) entsprechen müssen 

Wissenschaftliche Bezeichnung Gemeinsprachliche Bezeichnung CPVO-Protokoll 

Festuca filiformis Pourr. Haar-Schafschwingel TP 67/1 vom 23.6.2011. 

Festuca ovina L. Schafschwingel TP 67/1 vom 23.6.2011. 

Festuca rubra L. Rotschwingel TP 67/1 vom 23.6.2011. 

Festuca trachyphylla (Hack.) Krajina Raublättriger Schafschwingel TP 67/1 vom 23.6.2011. 

Lolium multiflorum Lam. Welsches Weidelgras TP 4/1 vom 23.6.2011. 

Lolium perenne L. Deutsches Weidelgras TP 4/1 vom 23.6.2011. 

Lolium x boucheanum Kunth Bastardweidelgras TP 4/1 vom 23.6.2011. 

Pisum sativum L. Futtererbse TP 7/2 vom 11.3.2010. 

Brassica napus L. Raps TP 36/2 vom 16.11.2011. 

Helianthus annuus L. Sonnenblume TP 81/1 vom 31.10.2002. 

Linum usitatissimum L. Lein TP 57/1 vom 21.3.2007. 

Avena nuda L. Nackthafer TP 20/1 vom 6.11.2003. 

Avena sativa L. (einschl. A. byzantina K. 
Koch) 

Saathafer, Hafer (einschl. Mittelmeer­
hafer) 

TP 20/1 vom 6.11.2003. 

Hordeum vulgare L. Gerste TP 19/3 vom 21.3.2012. 

Oryza sativa L. Reis TP 16/2 vom 21.3.2012. 

Secale cereale L. Roggen TP 58/1 vom 31.10.2002. 

xTriticosecale Wittm. ex A. Camus Hybriden aus der Kreuzung einer Art 
der Gattung Triticum mit einer Art der 
Gattung Secale 

TP 121/2 Rev. 1 vom 16.2.2011. 

Triticum aestivum L. Weizen TP 3/4 Rev. 2 vom 16.2.2011. 

Triticum durum Desf. Hartweizen TP 120/2 vom 6.11.2003. 

Zea mays L. Mais TP 2/3 vom 11.3.2010. 

Solanum tuberosum L. Kartoffel/Erdapfel TP 23/2 vom 1.12.2005. 

Der Wortlaut dieser Protokolle ist auf der CPVO-Website (www.cpvo.europa.eu) zu finden.
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ANHANG II 

Verzeichnis der Arten gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b, die den UPOV-Prüfungsrichtlinien entsprechen 
müssen 

Wissenschaftliche Bezeichnung Gemeinsprachliche Bezeichnung UPOV-Richtlinie 

Beta vulgaris L. Runkelrübe TG/150/3 vom 4.11.1994. 

Agrostis canina L. Hundsstraußgras TG/30/6 vom 12.10.1990. 

Agrostis gigantea Roth. Weißes Straußgras TG/30/6 vom 12.10.1990. 

Agrostis stolonifera L. Flechtstraußgras TG/30/6 vom 12.10.1990. 

Agrostis capillaris L. Rotes Straußgras TG/30/6 vom 12.10.1990. 

Bromus catharticus Vahl Horntrespe TG/180/3 vom 4.4.2001. 

Bromus sitchensis Trin. Alaska-Trespe TG/180/3 vom 4.4.2001. 

Dactylis glomerata L. Knaulgras TG/31/8 vom 17.4.2002. 

Festuca arundinacea Schreber Rohrschwingel TG/39/8 vom 17.4.2002. 

Festuca pratensis Huds. Wiesenschwingel TG/39/8 vom 17.4.2002. 

xFestulolium Asch. et Graebn. Hybriden aus der Kreuzung einer Art 
der Gattung Festuca mit einer Art der 
Gattung Lolium 

TG/243/1 vom 9.4.2008. 

Phleum nodosum L. Zwiebellieschgras, Knollentimothe TG/34/6 vom 7.11.1984. 

Phleum pratense L. Lieschgras TG/34/6 vom 7.11.1984. 

Poa pratensis L. Wiesenrispe TG/33/6 vom 12.10.1990. 

Lupinus albus L. Weiße Lupine TG/66/4 vom 31.3.2004. 

Lupinus angustifolius L. Blaue Lupine, schmalblättrige Lupine TG/66/4 vom 31.3.2004. 

Lupinus luteus L. Gelbe Lupine TG/66/4 vom 31.3.2004. 

Medicago sativa L. Luzerne TG/6/5 vom 6.4.2005. 

Medicago x varia T. Martyn Bastardluzerne, Sandluzerne TG/6/5 vom 6.4.2005. 

Trifolium pratense L. Rotklee TG/5/7 vom 4.4.2001. 

Trifolium repens L. Weißklee TG/38/7 vom 9.4.2003. 

Vicia faba L. Ackerbohne TG/8/6 vom 17.4.2002. 

Vicia sativa L. Saatwicke TG/32/6 vom 21.10.1988. 

Brassica napus L. var. napobrassica (L.) 
Rchb. 

Kohlrübe TG/89/6 Rev. vom 4.4.2001 + 
1.4.2009 

Raphanus sativus L. var. oleiformis Pers. Ölrettich TG/178/3 vom 4.4.2001. 

Arachis hypogea L. Erdnuss TG/93/3 vom 13.11.1985. 

Brassica rapa L. var. silvestris (Lam.) 
Briggs 

Rübse TG/185/3 vom 17.4.2002.
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Wissenschaftliche Bezeichnung Gemeinsprachliche Bezeichnung UPOV-Richtlinie 

Cannabis sativa L. Hanf TG/276/1 vom 28.3.2012. 

Carthamus tinctorius L. Saflor TG/134/3 vom 12.10.1990. 

Gossypium spp. Baumwolle TG/88/6 vom 4.4.2001. 

Papaver somniferum L. Schlafmohn, Mohn TG/166/3 vom 24.3.1999. 

Sinapis alba L. Weißer Senf TG/179/3 vom 4.4.2001. 

Glycine max (L.) Merrill Sojabohne TG/80/6 vom 1.4.1998. 

Sorghum bicolor (L.) Moench Sorghum TG/122/3 vom 6.10.1989. 

Der Wortlaut dieser Richtlinien ist auf der UPOV-Website (www.upov.int) zu finden.“
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TEIL B 

„ANHANG I 

Verzeichnis der Arten gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a, die den Testprotokollen des Gemeinschaftlichen 
Sortenamts (CPVO) entsprechen müssen 

Wissenschaftliche Bezeichnung Gemeinsprachliche Bezeichnung CPVO-Protokoll 

Allium cepa L. (Cepa-Gruppe) Zwiebel und Lauchzwiebel TP 46/2 vom 1.4.2009. 

Allium cepa L. (Aggregatum-Gruppe) Schalotte TP 46/2 vom 1.4.2009. 

Allium fistulosum L. Winterheckenzwiebel TP 161/1 vom 11.3.2010. 

Allium porrum L. Porree TP 85/2 vom 1.4.2009. 

Allium sativum L. Knoblauch TP 162/1 vom 25.3.2004. 

Allium schoenoprasum L. Schnittlauch TP 198/1 vom 1.4.2009. 

Apium graveolens L. Stauden-/Stangensellerie TP 82/1 vom 13.3.2008. 

Apium graveolens L. Knollensellerie TP 74/1 vom 13.3.2008. 

Asparagus officinalis L. Spargel TP 130/2 vom 16.2.2011. 

Beta vulgaris L. Rote Rübe einschließlich der Sorte 
„Cheltenham beet“ 

TP 60/1 vom 1.4.2009. 

Brassica oleracea L. Grünkohl TP 90/1 vom 16.2.2011. 

Brassica oleracea L. Blumenkohl/Karfiol TP 45/2 vom 11.3.2010. 

Brassica oleracea L. Broccoli oder Calabrese TP 151/2 vom 21.3.2007. 

Brassica oleracea L. Rosenkohl, Kohlsprossen TP 54/2 vom 1.12.2005. 

Brassica oleracea L. Kohlrabi TP 65/1 vom 25.3.2004. 

Brassica oleracea L. Wirsing, Weißkohl und Rotkohl TP 48/3 vom 16.2.2011. 

Brassica rapa L. Chinakohl TP 105/1 vom 13.3.2008. 

Capsicum annuum L. Chili oder Paprika TP 76/2 vom 21.3.2007. 

Cichorium endivia L. Krausblättrige Endivie und vollblätt­
rige Endivie 

TP 118/2 vom 1.12.2005. 

Cichorium intybus L. Wurzelzichorie TP 172/2 vom 1.12.2005. 

Cichorium intybus L. Chicorée TP 173/1 vom 25.3.2004. 

Citrullus lanatus (Thumb.) Matsum. et 
Nakai 

Wassermelone TP 142/1 vom 21.3.2007. 

Cucumis melo L. Melone oder Zuckermelone TP 104/2 vom 21.3.2007. 

Cucumis sativus L. Speisegurke und Gewürzgurke TP 61/2 vom 13.3.2008. 

Cucurbita pepo L. Gartenkürbis oder Zucchini TP 119/1 vom 25.3.2004. 

Cynara cardunculus L. Artischocke und Kardone TP 184/1 vom 25.3.2004. 

Daucus carota L. Karotte und Futtermöhre TP 49/3 vom 13.3.2008.
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Wissenschaftliche Bezeichnung Gemeinsprachliche Bezeichnung CPVO-Protokoll 

Foeniculum vulgare Mill. Fenchel TP 183/1 vom 25.3.2004. 

Lactuca sativa L. Salate TP 13/5 vom 16.2.2011. 

Lycopersicon esculentum Mill. Tomate/Paradeiser TP 44/4 vom 21.3.2012. 

Petroselinum crispum (Mill.) Nyman ex 
A. W. Hill 

Petersilie TP 136/1 vom 21.3.2007. 

Phaseolus coccineus L. Prunkbohne oder Feuerbohne TP 9/1 vom 21.3.2007. 

Phaseolus vulgaris L. Buschbohne und Stangenbohne TP 12/3 vom 1.4.2009. 

Pisum sativum L. (partim) Runzelerbse, Rollerbse und Zucker­
erbse 

TP 7/2 vom 11.3.2010. 

Raphanus sativus L. Radieschen TP 64/1 vom 27.3.2002. 

Solanum melongena L. Aubergine/Melanzani oder Eierfrucht TP 117/1 vom 13.3.2008. 

Spinacia oleracea L. Spinat TP 55/4 vom 21.3.2012. 

Valerianella locusta (L.) Laterr. Rapunzel oder Feldsalat/Vogerlsalat TP 75/2 vom 21.3.2007. 

Vicia faba L. (partim) Dicke Bohne oder Puffbohne TP Broad Bean/1 vom 25.3.2004. 

Zea mays L. (partim) Süßmais und Puffmais TP 2/3 vom 11.3.2010. 

Der Wortlaut dieser Protokolle ist auf der CPVO-Website (www.cpvo.europa.eu) zu finden.
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ANHANG II 

Verzeichnis der Arten gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b, die den UPOV-Prüfungsrichtlinien entsprechen 
müssen 

Wissenschaftliche Bezeichnung Gemeinsprachliche Bezeichnung UPOV-Richtlinie 

Beta vulgaris L. Mangold oder Beißkohl TG/106/4 vom 31.3.2004. 

Brassica rapa L. Speiserübe TG/37/10 vom 4.4.2001. 

Cichorium intybus L. Breitblättriger Chicorée oder italie­
nische Zichorie 

TG/154/3 vom 18.10.1996. 

Cucurbita maxima Duchesne Riesenkürbis TG/155/4rev. vom 28.3.2007 + 
1.4.2009 

Raphanus sativus L. Schwarzer Rettich TG/63/7 vom 28.3.2012. 

Rheum rhabarbarum L. Rhabarber TG/62/6 vom 24.3.1999. 

Scorzonera hispanica L. Schwarzwurzel TG/116/4 vom 24.3.2010. 

Der Wortlaut dieser Richtlinien ist auf der UPOV-Website (www.upov.int) zu finden.“
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS 2012/723/GASP DES RATES 

vom 26. November 2012 

zur Änderung des Beschlusses 2011/172/GASP über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte 
Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Ägypten 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 21. März 2011 den Beschluss 
2011/172/GASP ( 1 ) angenommen. 

(2) Um die Rückführung veruntreuter Gelder an den ägyp­
tischen Staat zu erleichtern, sollten die in dem Beschluss 
2011/172/GASP vorgesehenen Ausnahmeregelungen ge­
ändert werden, so dass bestimmte eingefrorene Gelder 
oder wirtschaftliche Ressourcen freigegeben werden kön­
nen, die einer vor oder nach dem Datum der Benennung 
der betreffenden natürlichen oder juristischen Personen, 
Organisationen und Einrichtungen in der Union ergange­
nen gerichtlichen oder behördlichen Entscheidung oder 
einer vor oder nach diesem Datum in einem Mitgliedstaat 
vollstreckbaren gerichtlichen Entscheidung genügen müs­
sen. 

(3) Der Beschluss 2011/172/GASP sollte daher entsprechend 
geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschluss 2011/172/GASP erhält folgende Fassung: 

1. Artikel 1 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen 
Behörden eines Mitgliedstaats die Freigabe bestimmter einge­
frorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmi­
gen, wenn die nachstehenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegen­
stand einer schiedsgerichtlichen Entscheidung, die vor 
dem Datum ergangen ist, an dem die in Absatz 1 ge­
nannte natürliche oder juristische Person, Organisation 
oder Einrichtung in die Liste im Anhang aufgenommen 
wurde, oder Gegenstand einer vor oder nach diesem Da­
tum in der Union ergangenen gerichtlichen oder behörd­
lichen Entscheidung oder einer vor oder nach diesem 
Datum in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren 
gerichtlichen Entscheidung, 

b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im 
Rahmen der anwendbaren Gesetze und sonstigen Rechts­
vorschriften über die Rechte des Gläubigers ausschließlich 
zur Erfüllung der Forderungen verwendet, die durch eine 
solche Entscheidung gesichert sind oder deren Bestehen in 
einer solchen Entscheidung anerkannt worden ist, 

c) die Entscheidung begünstigt nicht eine im Anhang auf­
geführte natürliche oder juristische Person, Organisation 
oder Einrichtung, und 

d) die Anerkennung der Entscheidung steht nicht im Wider­
spruch zur öffentlichen Ordnung des betreffenden Mit­
gliedstaats. 

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mit­
gliedstaaten und die Kommission von den Genehmigungen, 
die er nach Maßgabe dieses Absatzes erteilt hat.“ 

2. Artikel 1 Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Absatz 2 gilt nicht für eine auf eingefrorene Konten 
erfolgte Gutschrift von 

a) Zinsen und sonstigen Erträgen dieser Konten oder 

b) Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder 
Verpflichtungen, die vor dem Datum geschlossen wurden 
oder entstanden sind, ab dem diese Konten den Maßnah­
men nach den Absätzen 1 und 2 unterliegen, oder 

c) Zahlungen aufgrund einer in der Union ergangenen oder 
in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren gericht­
lichen, behördlichen oder schiedsgerichtlichen Entschei­
dung, 

vorausgesetzt, dass diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zah­
lungen weiterhin den Maßnahmen nach Absatz 1 unterlie­
gen.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 26. November 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

G. DEMOSTHENOUS
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BESCHLUSS 2012/724/GASP DES RATES 

vom 26. November 2012 

zur Änderung des Beschlusses 2011/72/GASP über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte 
Personen und Organisationen angesichts der Lage in Tunesien 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 31. Januar 2011 den Beschluss 
2011/72/GASP ( 1 ) erlassen. 

(2) Um die Rückführung veruntreuter Gelder an den tunesi­
schen Staat zu erleichtern, sollten die in dem Beschluss 
2011/72/GASP vorgesehenen Ausnahmeregelungen ge­
ändert werden, so dass bestimmte eingefrorene Gelder 
oder wirtschaftliche Ressourcen freigegeben werden kön­
nen, die einer vor oder nach dem Datum der Benennung 
der betreffenden natürlichen oder juristischen Personen, 
Organisationen und Einrichtungen in der Union ergange­
nen gerichtlichen oder behördlichen Entscheidung oder 
einer vor oder nach diesem Datum in einem Mitgliedstaat 
vollstreckbaren gerichtlichen Entscheidung genügen müs­
sen,. 

(3) Der Beschluss 2011/72/GASP sollte daher entsprechend 
geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschluss 2011/72/GASP wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen 
Behörden eines Mitgliedstaats die Freigabe bestimmter einge­
frorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmi­
gen, wenn die nachstehenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegen­
stand einer schiedsgerichtlichen Entscheidung, die vor 
dem Datum ergangen ist, an dem die in Absatz 1 ge­
nannte natürliche oder juristische Person, Organisation 
oder Einrichtung in die Liste im Anhang aufgenommen 
wurde, oder Gegenstand einer vor oder nach diesem Da­
tum in der Union ergangenen gerichtlichen oder behörd­
lichen Entscheidung oder einer vor oder nach diesem 
Datum in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren 
gerichtlichen Entscheidung, 

b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden 
im Rahmen der anwendbaren Gesetze und sonstigen 

Rechtsvorschriften über die Rechte des Gläubigers aus­
schließlich zur Erfüllung der Forderungen verwendet, die 
durch eine solche Entscheidung gesichert sind oder deren 
Bestehen in einer solchen Entscheidung anerkannt wor­
den ist, 

c) die Entscheidung begünstigt nicht eine im Anhang auf­
geführte natürliche oder juristische Person, Organisation 
oder Einrichtung, und 

d) die Anerkennung der Entscheidung steht nicht im Wider­
spruch zur öffentlichen Ordnung des betreffenden Mit­
gliedstaats. 

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mit­
gliedstaaten und die Kommission von den Genehmigungen, 
die er nach Maßgabe dieses Absatzes erteilt hat.“ 

2. Artikel 1 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Absatz 2 gilt nicht für eine auf eingefrorene Konten 
erfolgte Gutschrift von 

a) Zinsen und sonstigen Erträgen dieser Konten oder 

b) Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder 
Verpflichtungen, die vor dem Datum geschlossen wurden 
oder entstanden sind, ab dem diese Konten diesem Be­
schluss unterliegen, oder 

c) Zahlungen aufgrund einer in der Union ergangenen oder 
in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren gericht­
lichen, behördlichen oder schiedsgerichtlichen Entschei­
dung, 

vorausgesetzt, dass diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zah­
lungen weiterhin den Maßnahmen nach Absatz 1 unterlie­
gen.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 26. November 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

G. DEMOSTHENOUS
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 22. November 2012 

zur Genehmigung des Inverkehrbringens von Rinder-Lactoferrin als neuartige Lebensmittelzutat im 
Sinne der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates (Morinaga) 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 8390) 

(Nur der englische Text ist verbindlich) 

(2012/725/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Januar 1997 über neuartige 
Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 7, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 2. März 2011 stellte das Unternehmen Morinaga 
Milk Industry Co. Ltd. bei den zuständigen Behörden 
Irlands einen Antrag auf Inverkehrbringen von Rinder- 
Lactoferrin als neuartige Lebensmittelzutat. Rinder-Lacto­
ferrin ist ein eisenbindendes Protein aus Milch, das Le­
bensmitteln zugesetzt werden soll. 

(2) Die zuständige Lebensmittelprüfstelle Irlands legte am 
22. Juni 2011 ihren Bericht über die Erstprüfung vor. 
In diesem Bericht merkte sie an, dass anstelle einer Erst­
prüfung eine zusätzliche Prüfung durchgeführt werden 
müsse, da der Europäischen Behörde für Lebensmittel­
sicherheit (EFSA) bereits ein Antrag im Zusammenhang 
mit Rinder-Lactoferrin vorgelegt worden sei. 

(3) Die Kommission leitete den Bericht über die Erstprüfung 
am 20. Juli 2011 an alle Mitgliedstaaten weiter. 

(4) Am 22. August 2011 wurde die EFSA konsultiert. 

(5) Am 28. Juni 2012 zog die EFSA in ihrem wissenschaft­
lichen Gutachten zu Rinder-Lactoferrin („Scientific Opi­
nion on bovine Lactoferrin“) ( 2 ) den Schluss, dass Rinder- 
Lactoferrin unter den beantragten Verwendungsbedingun­
gen und in den beantragten Verwendungsmengen sicher 
ist. 

(6) Am 27. April 2012 hatte die EFSA in einem anderen 
wissenschaftlichen Gutachten zu Rinder-Lactoferrin ( 3 ) 
bereits den Schluss gezogen, dass Lactoferrin unter den 
beantragten Verwendungsbedingungen und in den be­

antragten Verwendungsmengen sicher ist. Es erscheint 
daher angemessen, dieselben Verwendungen für beide 
Anträge zu genehmigen. 

(7) Rinder-Lactoferrin erfüllt die in Artikel 3 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 258/97 festgelegten Kriterien. 

(8) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Rinder-Lactoferrin gemäß den Spezifikationen in Anhang I darf 
für die in Anhang II genannten Verwendungen und bis zu den 
dort aufgeführten Höchstmengen und unbeschadet der Bestim­
mungen der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 4 ) und der Richtlinie 2009/39/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 5 ) als neuartige Lebens­
mittelzutat in Verkehr gebracht werden. 

Artikel 2 

Die Bezeichnung in der Kennzeichnung der Lebensmittel, die 
gemäß diesem Beschluss zugelassenes Rinder-Lactoferrin enthal­
ten, lautet „Lactoferrin aus Kuhmilch“. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an das Unternehmen Morinaga Milk Indus­
try Co. Ltd., 33-1, Shiba 3-chome, Minato-ku, Tokyo 108-8384, 
Japan, gerichtet. 

Brüssel, den 22. November 2012 

Für die Kommission 

Maroš ŠEFČOVIČ 
Vizepräsident
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ANHANG I 

SPEZIFIKATIONEN VON RINDER-LACTOFERRIN 

Begriffsbestimmung 

Rinder-Lactoferrin (bLF) ist ein Protein, das natürlich in Kuhmilch vorkommt. Es ist ein eisenbindendes Glycoprotein von 
etwa 77 kDa und besteht aus einer einzigen Polypeptidkette aus 689 Aminosäuren. 

bLF wird aus entrahmter Milch durch Ionenaustausch und anschließende Ultrafiltrationsprozesse isoliert. Dann wird es 
sprühgetrocknet, und große Teilchen werden ausgesiebt. 

Beschreibung: Nahezu geruchloses, leicht rosafarbenes Pulver 

Physikalisch-chemische Eigenschaften von Rinder-Lactoferrin 

Feuchtigkeit weniger als 4,5 % 

Asche weniger als 1,5 % 

Arsen weniger als 2 mg/kg 

Eisen weniger als 350 mg/kg 

Protein mehr als 93,0 % 

davon Rinder-Lactoferrin mehr als 95,0 % 

sonstige Proteine weniger als 5,0 % 

pH (2 %ige Lösung, 20 °C) 5,2 bis 7,2 

Löslichkeit (2 %ige Lösung, 20 °C) vollständig
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ANHANG II 

VERWENDUNGEN VON RINDER-LACTOFERRIN (bLF) 

Lebensmittelkategorie Verwendungshöchstmengen von bLF 

Säuglingsanfangsnahrung und Folgenahrung (trinkfertig) 100 mg/100 g 

Für Kleinkinder bestimmte Lebensmittel auf Milchbasis (verzehrfertig) 200 mg/100 g 

Verarbeitete Getreidekost (in fester Form) 670 mg/100 g 

Lebensmittel für besondere medizinische Zwecke Je nach den Bedürfnissen des Einzelnen bis zu 
3 g/Tag 

Getränke auf Milchbasis 200 mg/100 g 

Getränkemischungen in Pulverform auf Milchbasis (trinkfertig) 330 mg/100 g 

Getränke auf Basis von fermentierter Milch (einschließlich Joghurt­
getränke) 

50 mg/100 g 

Nichtalkoholische Getränke 120 mg/100 g 

Erzeugnisse auf Joghurtbasis 80 mg/100 g 

Erzeugnisse auf Käsebasis 2 000 mg/100 g 

Speiseeis 130 mg/100 g 

Kuchen und feine Backwaren 1 000 mg/100 g 

Bonbons 750 mg/100 g 

Kaugummi 3 000 mg/100 g
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 22. November 2012 

zur Genehmigung des Inverkehrbringens von Dihydrocapsiat als neuartige Lebensmittelzutat im 
Sinne der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 8391) 

(Nur der englische Text ist verbindlich) 

(2012/726/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Januar 1997 über neuartige 
Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 7, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 6. August 2010 stellte das Unternehmen Ajinomoto 
Co. Inc., Japan, bei den zuständigen Behörden des Ver­
einigten Königreichs einen Antrag auf Genehmigung des 
Inverkehrbringens von Dihydrocapsiat als neuartige Le­
bensmittelzutat. 

(2) Am 10. März 2011 legte die zuständige Lebensmittel­
prüfstelle des Vereinigten Königreichs ihren Bericht über 
die Erstprüfung vor. In diesem Bericht kam sie zu dem 
Schluss, dass Dihydrocapsiat kein Gesundheitsrisiko für 
Verbraucher darstellt. 

(3) Die Kommission leitete den Bericht über die Erstprüfung 
am 13. April 2011 an alle Mitgliedstaaten weiter. 

(4) Innerhalb der in Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 258/97 festgelegten Frist von 60 Tagen wurden be­
gründete Einwände erhoben. 

(5) Deshalb wurde am 9. November 2011 die Europäische 
Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) konsultiert. 

(6) Am 28. Juni 2012 zog die EFSA in ihrem wissenschaft­
lichen Gutachten zu Dihydrocapsiat („Scientific Opinion 
on Dihydrocapsiate“) ( 2 ) den Schluss, dass Dihydrocapsiat 
unter den beantragten Verwendungsbedingungen und in 
den beantragten Verwendungsmengen sicher ist. 

(7) Dihydrocapsiat erfüllt die in Artikel 3 Absatz 1 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 258/97 festgelegten Kriterien. 

(8) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Dihydrocapsiat gemäß den Spezifikationen in Anhang I darf für 
die in Anhang II genannten Verwendungen und bis zu den dort 
aufgeführten Höchstmengen und unbeschadet der Bestimmun­
gen der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ), der Richtlinie 2009/39/EG des Euro­
päischen Parlaments und des Rates ( 4 ) und der Richtlinie 
2009/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 5 ) als 
neuartige Lebensmittelzutat in Verkehr gebracht werden. 

Artikel 2 

Die Bezeichnung in der Kennzeichnung der Lebensmittel, die 
gemäß diesem Beschluss zugelassenes Dihydrocapsiat enthalten, 
lautet „Dihydrocapsiat“. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an das Unternehmen Ajinomoto Co. Inc., 
15-1, Kyobashi, Chuo-ku, 1-choume, 104-8315, Tokyo, Japan, 
gerichtet. 

Brüssel, den 22. November 2012 

Für die Kommission 

Maroš ŠEFČOVIČ 
Vizepräsident
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ANHANG I 

SPEZIFIKATIONEN VON DIHYDROCAPSIAT 

Begriffsbestimmung 

Dihydrocapsiat wird durch enzymkatalysierte Veresterung von Vanillylalkohol und 8-Methylnonansäure hergestellt. Nach 
der Veresterung wird Dihydrocapsiat mit n-Hexan extrahiert. 

Das Enzym Lipozyme 435 wurde von der dänischen Veterinär- und Lebensmittelbehörde zugelassen. 

Beschreibung: Viskose, farblose bis gelbe Flüssigkeit 

Chemische Formel: C 18 H 28 O 4 

Strukturformel: 

CAS-Nr.: 205687-03-2 

Physikalisch-chemische Eigenschaften von Dihydrocapsiat 

Dihydrocapsiat mehr als 94 % 

8-Methylnonansäure weniger als 6 % 

Vanillylalkohol weniger als 1 % 

Synthesebedingte Stoffe weniger als 2 %
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ANHANG II 

VERWENDUNG VON DIHYDROCAPSIAT 

Lebensmittelkategorie Verwendungshöchstmengen 

Getreideriegel 9 mg/100 g 

Kekse und Kräcker 9 mg/100 g 

Knabberartikel auf Reisbasis 12 mg/100 g 

Kohlensäurehaltige Getränke, verdünnbare Getränke, 
Getränke auf Fruchtsaftbasis 

1,5 mg/100 ml 

Gemüsegetränke 2 mg/100 ml 

Getränke auf Kaffeebasis, Getränke auf Teebasis 1,5 mg/100 ml 

Aromatisiertes Wasser — ohne Kohlensäure 1 mg/100 ml 

Wärmebehandelte Haferflocken-Cerealien 2,5 mg/100 g 

Andere Cerealien 4,5 mg/100 g 

Speiseeis und gefrorene Desserts auf Milchbasis 4 mg/100 g 

Puddingmischungen (verzehrfertig) 2 mg/100 g 

Erzeugnisse auf Joghurtbasis 2 mg/100 g 

Schokoladenerzeugnisse 7,5 mg/100 g 

Bonbons 27 mg/100 g 

Zuckerfreie Kaugummis 115 mg/100 g 

Kaffeeweißer 40 mg/100 g 

Süßungsmittel 200 mg/100 g 

Suppe (verzehrfertig) 1,1 mg/100 g 

Salatsoßen 16 mg/100 g 

Pflanzliches Protein 5 mg/100 g 

Mahlzeitenersatz 3 mg/Mahlzeit 

Getränke als Mahlzeitenersatz 1 mg/100 ml
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 22. November 2012 

zur Genehmigung des Inverkehrbringens von Rinder-Lactoferrin als neuartige Lebensmittelzutat im 
Sinne der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(FrieslandCampina) 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 8404) 

(Nur der niederländische Text ist verbindlich) 

(2012/727/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Januar 1997 über neuartige 
Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 7, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 2. März 2009 stellte das Unternehmen Friesland­
Campina (ehemals DMV International) bei den zuständi­
gen Behörden der Niederlande einen Antrag auf Inver­
kehrbringen von Lactoferrin als neuartige Lebensmittel­
zutat. Lactoferrin ist ein eisenbindendes Protein aus 
Milch, das Lebensmitteln zugesetzt werden soll. 

(2) Am 31. März 2010 legte die zuständige Lebensmittel­
prüfstelle der Niederlande ihren Bericht über die Erstprü­
fung vor. In diesem Bericht kam sie zu dem Schluss, dass 
es keinen Anlass für Bedenken gibt und Lactoferrin daher 
als neuartige Lebensmittelzutat in Verkehr gebracht wer­
den darf. 

(3) Die Kommission leitete den Bericht über die Erstprüfung 
am 13. April 2010 an alle Mitgliedstaaten weiter. 

(4) Innerhalb der in Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 258/97 festgelegten Frist von 60 Tagen wurden be­
gründete Einwände erhoben. 

(5) Deshalb wurde am 9. November 2010 die Europäische 
Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) konsultiert. 

(6) Am 27. April 2012 zog die EFSA in ihrem wissenschaft­
lichen Gutachten zu Rinder-Lactoferrin („Scientific Opi­
nion on bovine Lactoferrin“) ( 2 ) den Schluss, dass Rinder- 
Lactoferrin unter den beantragten Verwendungsbedingun­
gen und in den beantragten Verwendungsmengen sicher 
ist. 

(7) Am 28. Juni 2012 zog die EFSA in einem weiteren 
wissenschaftlichen Gutachten zu Rinder-Lactoferrin ( 3 ) 

ebenfalls den Schluss, dass Rinder-Lactoferrin unter den 
beantragten Verwendungsbedingungen und in den be­
antragten Verwendungsmengen sicher ist. Es erscheint 
daher angemessen, dieselben Verwendungen für beide 
Anträge zu genehmigen. 

(8) Rinder-Lactoferrin erfüllt die in Artikel 3 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 258/97 festgelegten Kriterien. 

(9) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Rinder-Lactoferrin gemäß den Spezifikationen in Anhang I darf 
für die in Anhang II genannten Verwendungen und bis zu den 
dort aufgeführten Höchstmengen und unbeschadet der Bestim­
mungen der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 4 ) und der Richtlinie 2009/39/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 5 ) als neuartige Lebens­
mittelzutat in Verkehr gebracht werden. 

Artikel 2 

Die Bezeichnung in der Kennzeichnung der Lebensmittel, die 
gemäß diesem Beschluss zugelassenes Rinder-Lactoferrin enthal­
ten, lautet „Lactoferrin aus Kuhmilch“. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an das Unternehmen FrieslandCampina, 
Nieuwe Kanaal 7R, 6709 PA Wageningen, Niederlande, gerich­
tet. 

Brüssel, den 22. November 2012 

Für die Kommission 

Maroš ŠEFČOVIČ 
Vizepräsident
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ANHANG I 

SPEZIFIKATIONEN VON RINDER-LACTOFERRIN 

Begriffsbestimmung 

Rinder-Lactoferrin (bLF) ist ein Protein, das natürlich in Kuhmilch vorkommt. Es ist ein eisenbindendes Glycoprotein von 
etwa 77 kDa und besteht aus einer einzigen Polypeptidkette aus 689 Aminosäuren. 

bLF wird aus entrahmter Milch durch Ionenaustausch und anschließende Ultrafiltrationsprozesse isoliert. Dann wird es 
sprühgetrocknet, und große Teilchen werden ausgesiebt. 

Beschreibung: Nahezu geruchloses, leicht rosafarbenes Pulver 

Physikalisch-chemische Eigenschaften von Rinder-Lactoferrin 

Feuchtigkeit weniger als 4,5 % 

Asche weniger als 1,5 % 

Arsen weniger als 2 mg/kg 

Eisen weniger als 350 mg/kg 

Protein mehr als 93 % 

davon Rinder-Lactoferrin mehr als 95 % 

sonstige Proteine weniger als 5 % 

pH (2 %ige Lösung, 20 °C) 5,2 bis 7,2 

Löslichkeit (2 %ige Lösung, 20 °C) vollständig

DE 27.11.2012 Amtsblatt der Europäischen Union L 327/53



ANHANG II 

VERWENDUNGEN VON RINDER-LACTOFERRIN (bLF) 

Lebensmittelkategorie Verwendungshöchstmengen von bLF 

Säuglingsanfangsnahrung und Folgenahrung (trinkfertig) 100 mg/100 g 

Für Kleinkinder bestimmte Lebensmittel auf Milchbasis (verzehrfertig) 200 mg/100 g 

Verarbeitete Getreidekost (in fester Form) 670 mg/100 g 

Lebensmittel für besondere medizinische Zwecke Je nach den Bedürfnissen des Einzelnen bis zu 
3 g/Tag 

Getränke auf Milchbasis 200 mg/100 g 

Getränkemischungen in Pulverform auf Milchbasis (trinkfertig) 330 mg/100 g 

Getränke auf Basis von fermentierter Milch (einschließlich Joghurt­
getränke) 

50 mg/100 g 

Nichtalkoholische Getränke 120 mg/100 g 

Erzeugnisse auf Joghurtbasis 80 mg/100 g 

Erzeugnisse auf Käsebasis 2 000 mg/100 g 

Speiseeis 130 mg/100 g 

Kuchen und feine Backwaren 1 000 mg/100 g 

Bonbons 750 mg/100 g 

Kaugummi 3 000 mg/100 g
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BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 23. November 2012 

über die Nichtaufnahme von Bifenthrin in Anhang I, IA oder IB der Richtlinie 98/8/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten für die 

Produktart 18 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 8442) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/728/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen 
von Biozid-Produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 16 Absatz 2 
Unterabsatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion vom 4. Dezember 2007 über die zweite Phase des 
Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms gemäß Artikel 16 Absatz 
2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozid-Pro­
dukten ( 2 ) wurde die Liste der Wirkstoffe festgelegt, die 
im Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in Anhang I, IA 
oder IB der Richtlinie 98/8/EG bewertet werden sollen. In 
dieser Liste ist auch Bifenthrin aufgeführt. 

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 wurde Bi­
fenthrin in Übereinstimmung mit Artikel 11 Absatz 2 
der Richtlinie 98/8/EG im Hinblick auf seine Verwendung 
in der in Anhang V der Richtlinie definierten Produktart 
18, Insektizide, Akarizide und Produkte gegen andere 
Arthropoden, bewertet. 

(3) Frankreich wurde zum Bericht erstattenden Mitgliedstaat 
bestimmt und hat der Kommission am 2. November 
2009 gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 1451/2007 den Bericht der zuständigen Be­
hörde und eine Empfehlung übermittelt. 

(4) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben den Be­
richt der zuständigen Behörde geprüft. Das Ergebnis die­
ser Überprüfung wurde gemäß Artikel 15 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 25. Mai 2012 im 
Ständigen Ausschuss für Biozid-Produkte in einem Be­
wertungsbericht festgehalten. 

(5) Aufgrund der Risikobewertung kann davon ausgegangen 
werden, dass als Insektizide, Akarizide und Produkte ge­
gen andere Arthropoden verwendete Biozid-Produkte, die 
Bifenthrin enthalten, die Anforderungen gemäß Artikel 5 

der Richtlinie 98/8/EG nicht erfüllen. Die bei der Bewer­
tung des Risikos für die Umwelt bewerteten Szenarien 
ließen ein unannehmbares Risiko für das aquatische 
Kompartiment erkennen. Deshalb ist es nicht angebracht, 
Bifenthrin zur Verwendung in der Produktart 18 in An­
hang I, IA oder IB der Richtlinie 98/8/EG aufzunehmen. 

(6) Aus Gründen der Rechtssicherheit sollte das Datum an­
gegeben werden, ab dem Biozid-Produkte der Produktart 
18, die Bifenthrin enthalten, nicht länger in den Verkehr 
gebracht werden dürfen, wobei sowohl die unannehm­
baren Auswirkungen dieser Erzeugnisse als auch die legi­
timen Erwartungen der Hersteller dieser Erzeugnisse be­
rücksichtigt werden. 

(7) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozid-Produkte — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Bifenthrin (CAS-Nr. 82657-04-3) wird für die Produktart 18 
nicht in Anhang I, IA oder IB der Richtlinie 98/8/EG aufgenom­
men. 

Artikel 2 

Für die Zwecke von Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1451/2007 dürfen Bifenthrin (CAS-Nr. 82657-04-3) enthal­
tende Biozid-Produkte der Produktart 18 ab dem 1. Mai 2013 
nicht mehr in den Verkehr gebracht werden. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 23. November 2012 

Für die Kommission 

Janez POTOČNIK 
Mitglied der Kommission
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 23. November 2012 

zur Änderung der Entscheidung 2008/866/EG über Sofortmaßnahmen zur Aussetzung der Einfuhr 
bestimmter Muscheln für den menschlichen Verzehr aus Peru im Hinblick auf die Geltungsdauer der 

Maßnahmen 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 8459) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Fest­
legung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Le­
bensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für 
Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur 
Lebensmittelsicherheit ( 1 ), insbesondere auf Artikel 53 Absatz 
1 Buchstabe b Ziffer i, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 sind die allgemei­
nen Grundsätze für Lebensmittel und Futtermittel im All­
gemeinen und für die Lebensmittel- und Futtermittel­
sicherheit im Besonderen auf Unions- und auf einzelstaat­
licher Ebene festgelegt. Gemäß der genannten Verord­
nung sind Sofortmaßnahmen zu treffen, wenn Nachweise 
dafür vorliegen, dass ein aus einem Drittland eingeführtes 
Lebensmittel oder Futtermittel wahrscheinlich ein ernstes 
Risiko für die Gesundheit von Mensch oder Tier oder für 
die Umwelt darstellt und dass diesem Risiko durch Maß­
nahmen des betreffenden Mitgliedstaats oder der betref­
fenden Mitgliedstaaten nicht auf zufriedenstellende Weise 
begegnet werden kann. 

(2) Die Entscheidung 2008/866/EG der Kommission vom 
12. November 2008 über Sofortmaßnahmen zur Ausset­
zung der Einfuhr bestimmter Muscheln für den mensch­
lichen Verzehr aus Peru ( 2 ) wurde erlassen, nachdem es 
im Zusammenhang mit dem Verzehr von aus Peru einge­
führten Muscheln, die mit dem Hepatitis-A-Virus (HAV) 
kontaminiert waren, zu einem Ausbruch von Hepatitis A 
beim Menschen gekommen war. Die Entscheidung galt 
ursprünglich bis zum 31. März 2009, diese Geltungs­
dauer wurde jedoch mit dem Durchführungsbeschluss 
2011/723/EU der Kommission ( 3 ) bis zum 30. November 
2012 verlängert. 

(3) Im Juni 2011 führte die Kommission ein Audit durch. 
Die Prüfer kamen zu dem Schluss, dass ein gut funk­
tionierendes Kontrollsystem und ein Überwachungsplan 
vorhanden sind, und es wurden Verbesserungen gegen­
über dem letzten Besuch im Jahr 2009 festgestellt. 

(4) Die zuständige peruanische Behörde legte als Reaktion 
auf die Empfehlungen im Bericht über das oben genannte 
Audit einen Maßnahmenplan vor. Allerdings ist das 
Überwachungssystem für den Nachweis des Virus in le­
benden Muscheln noch nicht vollständig umgesetzt, so 
dass die mögliche Kontamination lebender Muscheln mit 
dem Hepatitis-A-Virus nicht ausgeschlossen werden kann. 
Zudem ist die Validierung der Methode zum Nachweis 
von HAV noch nicht abgeschlossen. 

(5) Die Geltungsdauer der Entscheidung 2008/866/EG sollte 
daher entsprechend geändert werden. 

(6) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 5 der Entscheidung 2008/866/EG wird das Datum 
„30. November 2012“ durch das Datum „30. November 2013“ 
ersetzt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 23. November 2012 

Für die Kommission 

Maroš ŠEFČOVIČ 
Vizepräsident
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1095/2012 der Kommission vom 22. November 2012 zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 in Bezug auf die repräsentativen Preise in den Sektoren 

Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 325 vom 23. November 2012) 

Auf Seite 12 wird der Anhang durch folgenden Text ersetzt: 

„ANHANG 

„ANHANG I 

KN-Code Warenbezeichnung 
Repräsentativer 

Preis 
(EUR/100 kg) 

Sicherheit gemäß 
Artikel 3 Absatz 3 

(EUR/100 kg) 
Ursprung ( 1 ) 

0207 12 10 Schlachtkörper von Hühnern, genannt 
‚Hühner 70 v.H.‘, gefroren 

126,4 0 AR 

119,7 0 BR 

0207 12 90 Schlachtkörper von Hühnern, genannt 
‚Hühner 65 v.H.‘, gefroren 

123,7 0 AR 

130,4 0 BR 

0207 14 10 Teile von Hühnern, entbeint, gefroren 259,0 12 AR 

211,0 27 BR 

335,9 0 CL 

223,2 23 TH 

0207 25 10 Schlachtkörper von Truthühnern, genannt 
‚Truthühner 80 v.H.‘, gefroren 

193,1 0 BR 

0207 27 10 Teile von Truthühnern, entbeint, gefroren 307,8 0 BR 

302,7 0 CL 

0408 91 80 Eier, die nicht in der Schale getrocknet 468,8 0 AR 

1602 32 11 Nicht gegarte Zubereitungen von Hühnern 262,5 7 BR 

312,6 0 CL 

3502 11 90 Eieralbumin, getrocknet 594,9 0 AR 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
‚ZZ‘ steht für ‚Verschiedenes‘.“.“
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Europäischen Union, können über die Vertriebsstellen abgeschlossen werden. Die Liste der Vertriebsstellen 
findet sich im Internet unter: 
http://publications.europa.eu/others/agents/index_de.htm 

EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. Die 
Website ermöglicht die Abfrage des Amtsblatts der Europäischen Union und enthält darüber hinaus die 

Rubriken Verträge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschläge für Rechtsakte. 

Weitere Informationen über die Europäische Union finden Sie unter: http://europa.eu 
DE
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